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editorial.

Hallo! Dies hier ist die erste Ausgabe der USELESS, der Printausgabe des gleichnamigen Internet-
Blogs. Es handelt sich hierbei also um keine normale Zeitung und auch um kein Fanzine. Viel mehr
handelt es sich hierbei um den Versuch ein Medium zu etablieren, welches sich explizit um das
Geschehen in MV kümmert.
Speziell die Absicht, die lediglich geringere Auseinandersetzung mit linksradikaler Theorie zu doku-
mentieren und zu begleiten, sowie die Hoffnung, mitzuerleben, das es irgendwann auch in der Sze-
ne in MV zur Normalität wird, das eigene Handeln in einer kritischen und öffentlichen Debatte zu
reflektieren, bilden die Grundlage für diesen Versuch einer Zeitschrift. Demzufolge sind die meisten
Beiträge in dieser Ausgabe auch nicht von dem Blog sondern eine Wiedergabe von Diskussionspa-
pieren, die andere Gruppen veröffentlichten. 
Den Anfang macht die Antifa-Debatte, die von der AHGRO im vergangenen Sommer losgetreten
wurde und zumindest bei den Verfassungsschutzbehörden Beachtung fand.
In der Rubrik „back in the 90s“ geht es hingegen um die dunklen 90er Jahre, also der Zeit vor dem
Internet, die zu großen Teilen sehr schlecht dokumentiert sind.

Viel Spaß beim lesen (und schreiben!).

USELESS ist kein Erzeugnis im Sinne des Presserechts, es handelt sich hierbei um keine Veröf-
fentlichtung, sondern lediglich um einen privaten Rundbrief.

Es findet kein öffentlicher Verkauf oder Vertrieb statt.

Kontakt: useless@riseup.net

Auflage 1 /         Exemplare 
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Der Kampf beginnt in den 
eigenen Reihen. 

Ein Papier der Antihierarchische Gruppe Rostock (AHGRO) welches seit dem 09.07.2007 
auf deren Blog unter ahgro-info.blog.de abrufbar ist und seine bisher größte 
Beachtung erstaunlicherweise im Verfassungsschutzbericht MV 2007 fand.

Die  Antihierarchische  Gruppe
Rostock (AHGRO) hat  sich im
autonomen  antifaschistischen
Raum Rostocks zusammenge-
funden,  um  auf  die  subtilen
Fehlentwicklungen  der  Bewe-
gung, die seit längerem an Mo-
tivation und Dynamik der Sze-
ne nagen, und auf die aktuellen
Ereignisse der letzten zwei Wo-
chen  aufmerksam zu  machen
bzw. Stellung zu beziehen und
diese  von  anderen  Gruppen
einzufordern  und  zur  innerlin-
ken Diskussion und Auseinan-
dersetzung anzuregen. 
Es  muss  sofort  eine  Möglich-
keit  der  ernst  gemeinten  Pro-
blembesprechung  geben  und
innerlinke Verständigung ange-
schoben werden! 

Hierarchische  Tendenzen  in
antihierarchischen Räumen 
– Widersprüchen auf’s Maul 

Hierarchische  Strukturen  sind
das  erhaltende  Prinzip  von
Staat  und  Gesellschaft.  Auf-
grund  des  hohen  Grades  an
Komplexität  ist  die  Bedeu-
tungsordnung  von  Macht  von
oben  nach  unten  notwendig.
Neben  dem  kapitalistischen
Kommando,  das  uns  sagt,
wann und wie viel wir zu arbei-
ten hätten, zwingen uns soziale
und gesetzliche Bestimmungen
in  ein  angepasstes  Verhalten.
Statt  Autonomie  im  Denken
und  Handeln,  können  wir  nur
noch zwischen Gehorsam und
Ungehorsam wählen. 
Linke  Kritik  greift  hier  an  den

Konzepten von Herrschaft und
Normierung an,  indem wir  un-
sere  Beziehungen  selbst  ge-
stalten wollen. Mensch will sich
von der undemokratischen und
elitären Art und Weise des Zu-
sammenlebens  und  –wirkens
lösen. Bei politischer Arbeit will
mensch  nicht  immer  auf  die
Produktivität  von  Treffen  ach-
ten, die Funktionalität von auto-
ritär geführten Arbeits-  und In-
formationsstrukturen  kritisieren
dürfen oder mal linkem Idealis-
mus  Platz  lassen,  als  Diskus-
sionen nach ihrer strategischen
Zweckmäßigkeit sinnvoll zu fin-
den. 
Als Teil des linken antifaschisti-
schen  Spektrums  setzen  wir
uns selbst den Anspruch einer
egalitären  Gesprächs-  und
Handlungskultur,  wonach  es
keine  Bedeutungsordnung  in-
nerhalb der Organisationsstruk-
tur geben sollte. Das Konsens-
prinzip neben der Offenheit für
alle Beiträge und die Transpa-
renz  innerhalb  der  Diskussion
als Kriterien sind grundlegende
Momente  der  politischen  Zu-
sammenarbeit  innerhalb  und
zwischen Gruppen. 
Jedoch  verfällt  die  Rostocker
Szene wie so häufig auch an-
derswo in autonomen Räumen
in  die  reale  Hierarchisierung
zurück.  Anstatt  wie  im  parla-
mentarisch-sozialen  Bereich
bilden sich hier  keine sichtba-
ren, sondern informelle Hierar-
chien. Das beginnt  bei  fehlen-
dem  Respekt  untereinander,
Rededominanz,  CheckerInnen-

verhalten  bei  einzelnen  Aktio-
nen, das Verwerfen von bereits
gefassten  Beschlüssen  durch
Einzelne bis hin zur fehlenden
Transparenz betreffend dem In-
formationsfluss bzw. der Beset-
zung von wichtigen organisato-
rischen  Positionen,  denen
mensch  dann  blind  vertrauen
soll. 

Dadurch,  dass  einzelne  Leute
oder  Gruppen  „die  Sache  im
Griff“ haben, wird der Entschei-
dungs-  und  Handlungsraum
vieler  begrenzt  und  führt  zur
wachsenden Passivität statt Ei-
genverantwortung  der  restli-
chen  Szene.  Mensch  wartet,
trotz  dessen  mensch  sich  der
Kritik an solchen Mechanismen
bewusst  sein  sollte  und spon-
tan  agieren  könnte,  geduldig
auf  das  OK  „von  oben“,  um
handeln zu können. So wird die
politische  Dynamik  im  Allge-
meinen  oder  auch  ein  situati-
onsspezifisches „he, das versu-
chen wir jetzt einfach mal“ aus-
gebremst.  Wie  soll  denn  eine
gesellschaftliche  Befreiung
möglich  sein,  wenn  die  her-
kömmlichen  Denkstrukturen
und gesellschaftlichen Katego-
rien in eigenen Räumen weder
hinterfragt  noch  gebrochen
werden? 
Um eine  lebendige  und  aktio-
nistische  Szene  vor  Ort  auf-
recht zu erhalten, müssen sich
bestimmte  Leute  dieser  Ten-
denzen  bewusst  werden,  ihr
Verhalten reflektieren und sich
von der „Häuptlingspolitik“ und
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den Willen immer alles kontrol-
lieren  zu  wollen,  verabschie-
den, um die eigenständige poli-
tische Entwicklung gerade un-
erfahrener oder jüngerer Leute
nicht  vorweg  zu  nehmen.  En-
gagement  in  autonomen Räu-
men  sollte  doch  sensibel  ge-
staltet  und  von  einem Fürein-
ander geleitet sein und nicht zu
einem Durchboxen eigener po-
litischer  Vorstellungen verkom-
men.  Wenn doch,  willkommen
in der  parlamentarischen  Poli-
tik… 
Entscheidungen werden weder
rationaler  noch  konstruktiver
gefällt,  nur  weil  Wenige  den
Prozess  durch  Redegewalt,
Pochen  auf  ihren  politischen
Erfahrungsschatz oder strategi-
sches  Strippenziehen  rich-
tungsweisend  bestimmen.
Emanzipation und Partizipation
aller  sollen keine inhaltsleeren
Floskeln  werden,  sondern  im
eigenen Raum gelebt werden! 

Revolutionärer  Antifaschis-
mus  versus  Bewahrender
Antifaschismus 
-  Frieren dir die Finger oder
hast du was gegen Nazis? 

Linke politische Arbeit beinhal-
tet gewiss das Ziel eine breite
Öffentlichkeit und Glaubwürdig-
keit zu erreichen, daher ist eine
Kooperation mit Teilen der bür-
gerlichen  Bewegung  nicht  ab-
lehnenswert oder heuchlerisch.
Jedoch muss sich die zwiespäl-
tige  Bedeutung  ziviler  Öffent-
lichkeit  immer  bewusst  ge-
macht werden. Zwar ist sie Ge-
genstück  zur  staatlichen  Öf-
fentlichkeit,  ermöglicht  politi-
sche  und  soziale  Emanzipati-
on, aber gleichzeitig ist sie er-
haltendes Prinzip für jedes na-
tionale  Gefüge  und  damit
Grenzzieherin  für  partizipative
Ansprüche  und  Formen  von
Protestkultur. 

Daher halten wir  den Glauben
an eine Politisierung der zivilen
Gesellschaft durch das Prinzip
des  Bewahrenden  Antifaschis-
mus  für  naiv.  Das  Ziel  linker
Hegemonie  ist  nicht  ein  Be-
wahren  der  bürgerlichen  De-
mokratie oder diese zu verteidi-
gen  gegenüber  faschistischen
Gruppierungen,  sondern  ein
Verschieben gegenwärtiger so-
zioökonomischer  Kräfteverhält-
nisse. Ein revolutionärer Antifa-
schismus  will  dagegen  herr-
schende Institutionen mit ihren
politischen  Projekten nicht  un-
terstützen,  sondern  Alternati-
ven  fern  der  Politik  des  Esta-
blishments  erschließen.  Kann
eine  grundlegende  Verände-
rung  von  gesellschaftlichen
Verhältnissen durch die Vertei-
digung des gegenwärtigen Sys-
tems auf  zivilpolitischer Ebene
geschehen? 
Ein  revolutionärer  Ansatz  hat
zum Ziel  die  Bürgerlichkeit  in
ihrem Verständnis nicht zu be-
stärken,  sondern  durch  klare
Kritik  der  Verhältnisse  gesell-
schaftliche Widersprüche zuzu-
spitzen, auch durch Protestfor-
men, die energisch und militant
konfrontieren  statt  zu  vermit-
teln. Statt eines einseitigen in-
terventionistischen  Anspruchs,
wollen wir gleichzeitig eine ent-
schlossene  Gegenmacht  dar-
stellen,  die  nicht  akzeptierend
ihre Rolle im Spektrum des li-
beralen Pluralismus einnimmt. 
Das  Bestreben  und  Erreichen
von einem positiven Bild antifa-
schistischen  linken  Engage-
ments in der zivilen Öffentlich-
keit darf nicht verwechselt wer-
den mit nachhaltigen Verände-
rungen  des  neoliberalen  Sys-
tems.  Die  politische  Arbeit  in-
nerhalb  ziviler  Bürgerlichkeit,
um so eine Wirkung in Institu-
tionen  zu  erlangen,  darf  nicht
die  einzige  Perspektive  sein.
Das Konzept, durch gute Argu-

mente  und  moralische  Stärke
eine  linke  Hegemonie  zu  eta-
blieren,  vernachlässigt  eindeu-
tig die Macht- und Eigentums-
frage.  Durch  Proarbeit  sind
emanzipatorische  Inhalte  ge-
genwärtig  breiten  Kreisen  der
Bevölkerung nicht vermittelbar. 
Unser Ziel  ist  etwas zu riskie-
ren, statt zu bewahren! Autono-
me  Räume  sind  nicht  zum
Wohlfühlen,  sondern  zum
Kämpfen da! 

Antifaschismus ist revolutio-
när - nicht wählbar! 

Der  Kampf  gegen  Sexismus,
Rassismus und Antisemitismus
am Rande und in der Mitte der
Gesellschaft,  verläuft  nicht  im
Rahmen der real existierenden
Demokratie. Die Antifa ist nicht
Teil  der  freiheitlich  demokrati-
schen Grundordnung der Bun-
desrepublik Deutschland. 
Mit Sorge erkennen wir, wie an-
tifaschistisches  Engagement
und  Tatendrang  bewusst  für
pro-bürgerliche  und  zivilgesell-
schaftliche Arbeit instrumentali-
siert wird. 

Im Rückblick muss gesagt wer-
den,  dass  die  "Keine  Stimme
den Nazis" Kampagne eindeu-
tig auf die Stärkung von Zivilge-
sellschaft ausgerichtet war. Der
Titel  der  Kampagne beinhaltet
bereits  den  Aufruf,  sich  an
Wahlen und Parlamentarismus
zu beteiligen und damit zu legi-
timieren. Ziel war es, Leute an
die Wahlurnen zu schicken und
Parteien  mit  Ausnahme  der
NPD zu wählen. Weiterhin war
die  Aktivierung  von  Jugendli-
chen  bezweckt,  welche  sich
selbständig  in  die  Kampagne
einbringen  und  somit  Parla-
mentarismus mittragen sollten. 
Die Ausrichtung der Kampagne
und das Engagement von Anti-
fagruppen  und  AntifaschistIn-
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nen,  war  akzeptabel  vor  dem
Hintergrund, dass die Parteien-
landschaft  nicht  in  der  Lage
und nicht Willens war, der NPD
etwas  entgegenzusetzen.  Ge-
schweige denn - dass die Trä-
ger des Parteiensystems auch
nur die Gefahr eines Einzuges
und dessen Folgen in ihren ge-
samten  Ausmaßen  erkannten.
Die  "Keine  Stimme"  -  Kampa-
gne hatte somit eine Existenz-
berechtigung  aber  keinen  All-
gemeinvertretungsanspruch für
antifaschistischen Aktionen. 
„Altbewährte“  antifaschistische
Aktionsformen fanden kaum bis
gar nicht statt, so dass die Fra-
ge  "Was  macht  denn  die
Antifa?",  durchaus  berechtigt
war.  Nicht  ein  Infostand  der
NPD wurde auch nur versuchs-
weise angegriffen; nicht einmal
in  Rostock,  obwohl  wir  mehr
als  die  nötigen  personellen
Ressourcen zur Verfügung hat-
ten.  Stattdessen  wurde  sich
darauf beschränkt, das Kampa-
gnen-Auto  vor  dem  Infostand
verrecken  zu  lassen.  In  der
konkreten Situation des ersten
NPD Infostandes ohne Polizei-
schutz in der  Südstadt,  wurde
mit dem Einschreiten der Kam-
pagne,  ein  möglicher  Angriff
auf den Infostand verhindert. 
Militante Aktionen blieben plan-
los  und vereinzelt.  Der  Angriff
auf  das  Auto  David  Petereits
bildet  eine  glanzlose  Ausnah-
me. Wieso wurde direkten Ak-
tionen  der  Raum  entzogen?
Wieso wurde die Frage der mi-
litanten  Aktion in Rostock und
MV  nicht  ausreichend  disku-
tiert? 

Selbst die typische Antifademo,
mit  radikalem  Auftreten  geriet
ins Kreuzfeuer und musste sich
der  friedlichen  Kampagne  un-
terordnen.  In  der  Debatte  um
das Erscheinungsbild der Kam-
pagnen-Demonstrationen  zeig-

te sich bereits die vorprogram-
mierten  Differenzen,  welche
zuvor  nicht  hinreichend disku-
tiert wurden. Die Frage, warum
Antifagruppen im ganzen Bun-
desland  BürgerInnendemons-
trationen  durchführten,  ist  be-
rechtigt. Wir glauben, das diese
Bürgerdemonstrationen  den
TeilnehmerInnen  entschlosse-
nes Auftreten nicht  nur in die-
ser  Situation  versagten,  son-
dern  nachhaltig  revolutionären
Antifaschismus  in  MV  behin-
dert. 
Auch mit der bürgerlichen Aus-
richtung  haben wir  nicht  mehr
als das übliche Spektrum mobi-
lisieren können. 
Denjenigen  die  ihre  Antifa-Ar-
beit  allein  in  solchen  Kampa-
gnen sehen, müssen wir emp-
fehlen in einen parteilichen Ju-
gendverband  einzutreten,  um
zukünftig  bereits  existierende
Kampagnen  wie  "Endstation
Rechts"  zu  unterstützen  und
qualitativ  aufzuwerten  oder
aber bestehende Initiativen wie
„Netzwerk  für  Demokratie und
Courage“  oder  „Bunt  statt
Braun“  personell  wie  inhaltlich
zu verstärken. Dort  ist der  Ort
für zivilgesellschaftliches Enga-
gement und für proparlamenta-
rische  und  systemerhaltende
Arbeit. 

Nazis  sind  nicht  zum  Strei-
cheln  da  -  Let’s  rock  them
wirklich mal hard 

War die Kampagne des Jahres
2006  eine  strategische  Ent-
scheidung  und  somit  formal
einmalig, müssen wir nun fest-
stellen,  dass  bei  dem  antifa-
schistischen  Widerstand  und
Protest  um  den  Naziladen
"East  Coast  Corner"  ähnliche
Tendenzen deutlich werden. 
Noch einmal, wir wollen keinen
zivilgesellschaftlichen Firlefanz,
sondern  einen  revolutionären

Antifaschismus, d.h. in diesem
Fall  den  Naziladen  so  schnell
wie  möglich  mit  allen  Mitteln
dichtmachen. 
Den  bisher  unausgesproche-
nen Dissenz sehen wir an kon-
kreten Punkten. 
Der  Wunsch  nach  einer
schmeichelhaften Berichterstat-
tung  bürgerlicher  Medien,  darf
antifaschistische Aktionsformen
nicht im Vorfeld zensieren. 
Zudem  sei  hier  festgestellt,
dass die friedliche Spontande-
mo zur Ladeneröffnung mit ei-
nem Dreizeiler in der OZ kom-
mentiert wurde. Die zweite Mel-
dung  erfolgte  erst  nach  dem
nächtlichen  Übergriff  auf  zwei
Anwohner.  Hier  wurde  Thors-
ten de Vries zitiert und die Op-
fer  als  mutmaßliche  Straftäter
dargestellt.  Erst  nachdem sich
über 50 Entschlossene zu einer
militanten Antwort entschlossen
und den Laden angriffen sowie
sich  vor  der  Polizei  verteidig-
ten, nahm der Laden einen ent-
sprechenden  Platz  in  den  re-
gionalen Medien ein und wurde
zum Thema für Organisationen
und Parteien. 
Militanz hat die RostockerInnen
aufmerksam  auf  das  Problem
gemacht.  Ein  Scheiß  darauf,
dass  die  Spontidemo  beim
KTV-Fest  als  Straßenschlacht
von  Autonomen  umgedeutet
wurde,  das  allein  hat  erst  die
überregionalen Medien auf den
Plan  gerufen.  Insofern  waren
die "Randale" eine "gute Pres-
se". 
Natürlich haben wir  nichts ge-
gen Bündnisse, aber  zu unse-
ren Bedingungen, denn Leute:
wir sind die Antifa! Wir können
uns  nicht  nach  möglichen
Bündnispartnern  richten  oder
ihnen  nach  dem Mund reden.
Hier muss gesagt werden, dass
Organisationen  die  sich mehr-
fach  gegen  uns  gerichtet  ha-
ben,  uns  boykottierten,  behin-
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derten, vereinnahmten und dif-
famierten,  keine  Bündnispart-
ner mehr sind und es erst dann
wieder sein können,  wenn sie
unsere  Positionen  vertreten.
Die  Debatte  darüber,  ob  Bunt
statt Braun bei  uns Rederecht
erhält oder nicht, ist in diesem

Kontext mehr als peinlich. 
Daher  sollte  es  auch  nicht
möglich sein,  dass  wir  unsere
Aktionsformen  von  denen  ab-
hängig machen, die wir  einge-
laden haben. In dem konkreten
Fall  der  Antifademo  vom 7.7.
stand mit der Entscheidung zu

der Demo fest, das wir den Na-
ziaufmarsch verhindern wollen.
Wie  kann  es  sein,  das  nach-
dem  in  bürgerlichen  Medien
unsere Antifademo bereits ver-
einnahmt wurde, wir noch über
Presse reden, anstatt über die
eigentliche Aktionsform?

AHGRO und unkritische Theorien
Ein Kommentar von besserscheitern (besserscheitern.wordpress.com) vom 

18.07.2008 zum Papier der Antihierarchischen Gruppe Rostock

Es  beginnt  mit  einer  unlogi-
schen aber selbstbewusst  vor-
getragenen  These  und  wird
dann im Folgenden nicht weni-
ger  konfus.  Im Diskussionspa-
pier  der  Antihierarchischen
Gruppe Rostock soll  Kritik ge-
übt  und  damit  eine  Debatte
über  die  Szeneaktivitäten  in
Rostock angestoßen werden. 

Beim Lesen  des  Papiers  ent-
steht jedoch der Eindruck, dass
es  sich  mindestens  um  zwei
Positionen handelt,  die in ver-
schiedenen  Papieren  hätten
verarbeitet  werden  müssen.
Während der erste Teil unheim-
lich gestelzt sehr gewagte The-
sen zu informellen Hierarchien
und  Szenegebaren  auf  den
Tisch  packt,  wird  im  zweiten
Teil mehr oder weniger deutlich
dafür  plädiert  doch  öfter  mal
zuzuhauen. 

Die  Tatsache, dass  es Hierar-
chien  und  Hierarchisierungen
gibt,  ist  erstmal  keine  beson-
ders  tiefschürfende  Analyse-
leistung. Sollen diese allerdings
als  Schlüssel  dienen,  um  ein
Deutungsmodell  für  die  Ver-
fasstheit gesellschaftlicher Ver-
hältnisse zu entwickeln, so soll-
te es nicht einfach dabei belas-
sen werden, die Tatsache fest-

zustellen,  sondern  dargestellt
werden, woraus sich diese er-
gibt bzw. geklärt werden inwie-
fern dieser Zustand notwendig
so  ist.  Stattdessen  verstrickt
sich die Ahgro bereits im zwei-
ten  Satz  in  Undeutlichkeiten.
So ist nicht klar aufgrund wes-
sen  Komplexität  eine  „Bedeu-
tungsordnung  von  Macht  von
oben  nach  unten“  notwendig
ist.  Auch  die  anschließende
Darstellung  bleibt  bestenfalls
undeutlich.  „Kapitalistisches
Kommando“ sowie „soziale und
gesetzliche  Bestimmungen“
sind es demnach welche die In-
dividuen in ihrem Denken und
Handeln in die Alternative von
Gehorsam  oder  Ungehorsam
zwingen.  Wird  der  Zwang  zu
Wertverwertung  so  personali-
siert  verstanden,  wie  es  das
Ahgro Papier nahe legt, so ste-
hen der fetischistischen Revol-
te gegen das Kapital keine Hin-
dernisse  mehr  im  Weg.  Ver-
nünftigerweise  hätte  hier  eine
materialistische  Kritik  die  ge-
genseitige  Bedingung  von
Staat  und  Kapital  aufzeigen
sollen.  Die  Fremdbestimmung
unter den Bedingungen kapita-
listischer  Vergesellschaftung
lässt  sich  nicht,  wie  Ahgro  es
behauptet,  durch  die  Ausge-
staltung „unserer Beziehungen“

bekämpfen.  Die  Heteronomie
ist nicht in einem subkulturellen
Spektrum zu überwinden. Wer
dies wie die Ahgro glaubt, be-
weist  einmal  mehr die Bedeu-
tung  des  Begriffs  „Automati-
sches  Subjekt“  nicht  verstan-
den  zu  haben.  Die  Fremdbe-
stimmung  liegt  in  der  Ver-
schleierung der Funktionsweise
des Warentausches, in dessen
Fetischcharakter  begründet.
Die  Menschen  haben  keine
Wahl sich von dieser Logik zu
befreien, selbst wenn sie diese
durchschaut haben. 

    „Auch der schärfste Kritiker
muss  sich  in  der  kapitalakku-
mulierenden  Gesellschaft  feti-
schistisch  verhalten,  selbst
wenn er  aufgrund seiner Kritik
kein  fetischistisches  Bewusst-
sein  im  Sinne  des  Waren-,
Geld-  und  Kapitalfetischs  hat.
Allein  die  Tatsache,  dass  sich
die Dinge zur Bedürfnisbefriedi-
gung  in  der  Form von  Waren
befinden und, so man nicht mit
dem  organisierten  Gewaltmo-
nopol in Konflikt geraten möch-
te, bezahlt werden müssen, nö-
tigt  auch  den  Kritiker  der  feti-
schistischen Verhältnisse zu ei-
nem fetischistischen Verhalten,
indem er Geld benutzen muss
und jenen Akt, in dem völlig in-
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kommensurable  Dinge  mitein-
ander  gleichgesetzt  werden,
immer  aufs  Neue  vollziehen
muss.“  (http://www.jungle-
world.com/seiten/2007/25/1017
0.php) 

„In unseren Beziehungen“ kön-
nen “wir” uns netter verhalten,
wenn “wir” versuchen einander
anerkennend  zu  behandeln.
Das ist  allerdings  auch  schon
alles  was  der  Kampf  gegen
Hierarchien  innerhalb  einer
Subkultur erreichen kann. 

Interessanter als die Einlassun-
gen zu Hierarchien ist ohnehin
das sich im Weiteren offenba-
rende Verhältnis zur Antifasze-
ne in Rostock. Die im Text be-

mühte  Floskel  des  revolutio-
nären Antifaschismus kann da-
bei  allerdings  ebenfalls  ruhig
überlesen  werden.  Der  Text
schafft  es nicht  klarzumachen,
wie  der  revolutionäre  Aktivis-
mus aussehen soll, das heißt in
welchem Verhältnis für die Ah-
gro Antifa Bewegung und Ge-
sellschaft  stehen.  Diese  Un-
schärfe  lässt  dann  auch  den
Bezug  auf  Militanz  und  Aktio-
nismus fragwürdig  erscheinen.
Unklar  ist  in  welchem  Kampf
militanter vorgegangen werden
soll  und  zu  welchem  Ziel  die
Kämpfe  führen  sollen.  Auch
dem  spektakulären  Charakter
von  gewaltätigem Aktionismus
wird  der  Text  darüber  hinaus
auch nicht gerecht. 

Ein  Diskussionspapier  für  die
Rostocker Szene nach dem G8
Spektakel hätte sich tatsächlich
mit der Bedeutung von Militanz
und  Gewalt  zu  beschäftigen.
Da die Betrachtung von Gewalt
auch das Verhältnis von Bewe-
gung und Gesellschaft themati-
sieren  muss  (zumal  wenn  mit
Floskeln wie revolutionärer An-
tifaschismus  gearbeitet  wird),
kann es dabei allein nicht blei-
ben.  Unerlässlich  bleibt  eine
vernünftige  Gesellschaftskritik,
die sich ernsthaft mit kapitalisti-
scher  Vergesellschaftung  aus-
einandersetzt  und  aus  dieser
Analyse die Notwendigkeit ihrer
eigenen Kritik ausweisen kann.
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„N IEMAND HAT GESAGT, 
DASS ES EINFACH SEIN WÜRDE“

Ein Statement der Antifa Rostock zum Papier der Antihierarchischen Gruppe Rostock (Ahgro) „Der
Kampf beginnt in den eigenen Reihen“ vom 08.07.2007.

Das  Papier  der  Ahgro  reißt
durchaus  eine  Reihe  von
Aspekten  an,  die  für  eine  in-
haltliche Debatte der Antifasze-
ne  in  Mecklenburg  Vorpom-
mern  interessant  sind.  Das
Fehlen  eines  konsistenten  Ar-
gumentationsfadens  verun-
möglicht  es  eine  konstruktive
Kritik  des  Ahgro  Papiers  ent-
lang des  Textes  selbst  zu un-
ternehmen. Dass betrifft insbe-
sondere die Aussagen, die hier
zum  Thema  Hierarchie  inner-
halb der Linken getroffen wer-
den.  Wir  werden  daher  frag-
mentarisch  auf  jene  Aspekte
eingehen,  die  uns  wichtig  er-
scheinen. 

Das  Diskussionspapier  hinter-
lässt  über  weite  Strecken  den
Eindruck  als  wünschten  sich
die VerfasserInnen die Linke in
MV möge, wenn nicht zu einer
homogenen Masse, so doch zu
einer  angenehm  kuscheligen
Ersatzfamilie  werden.  Die  Ah-
gro  schreibt  beispielsweise:
„Emanzipation  und  Partizipati-
on aller sollen keine inhaltslee-
ren Floskeln  werden,  sondern
im  eigenen Raum gelebt  wer-
den!“.  Es kann  nur  darum ge-
hen, sich die Formen der Parti-
zipation  an  der  Gesellschaft
bewusst  zu  machen,  um  ein
realistisches Bild vom eigenen
Verhältnis als Linke zur Gesell-
schaft zu erhalten. Die Emanzi-
pation für die wir kämpfen soll
eine allgemeine sein, und nicht
als subkultureller Code auf eine
marginale  Eigengruppe  be-
schränkt  werden.  Solcherlei

Kollektivismen  stehen  wir  ab-
lehnend  gegenüber;  seien  sie
reale Wahrnehmung oder auch
nur  Forderung.  Emanzipation
ist  mit  kollektivistischem Den-
ken nicht vereinbar. Das ideali-
sierte  Kollektiv  als  Gegenent-
wurf,  der  auch  von Ahgro  ge-
fürchteten  Vereinzelung,  dient
einer ganz und gar nicht-eman-
zipatorischen  Vergewisserung
des  eigenen  Selbst  über  die
gemeinschaftliche  Identität.
Das  kuschelige  Kollektiv  der
Subkultur soll den Skandal der
Entfremdung  im  Kapitalismus
kompensieren helfen.  Tatsäch-
liche  Befreiung  verlangt  aber
eine  Reflexion  über  die  Mög-
lichkeit von Individualität. 

Ebenfalls  sehr  zwiespältig  er-
scheint  der  ungebrochene Be-
zug  auf  Aktionismus  und  Mili-
tanz.  Diese  können nur  Mittel
antifaschistischer  Politik  sein,
nicht aber deren Zweck. In Hin-
blick auf Militanz als Mittel, ist
es gerade durch die Erfahrun-
gen der medialen Aufarbeitung
spektakulärer  Gewalt  während
des G8 angebracht, die Bedeu-
tung dieser zu reflektieren. Ge-
walt als Mittel hatte für Walther
Benjamin unter den Bedingun-
gen  der  bestehenden Verhält-
nisse entweder einen rechtset-
zenden  oder  rechterhaltenden
Charakter.  In  dieser  http://ww-
w.antifainfo.de/cms/Deutung
ließe sich die Gewalt der neo-
nationalsozialistischen  Horden
als Versuch deuten, ein neues
Recht, eine neue gesellschaftli-
che  Ordnung  einzusetzen.

Jede  Tat,  insbesondere  jede
Straftat  von Nazis ist  ein Aus-
druck ihres Kampfes gegen die
Demokratie und die mit ihr ver-
bundenen  Freiheiten.  Der  be-
stehenden Gesellschaft wird in
jeder Form von Nazigewalt ein
Konflikt aufgezwungen, der wä-
ren die Nazis stark genug,  zu
einer  neuen  gesellschaftlichen
Realität führen könnte. Demge-
genüber reagiert  der Staat  mit
allen ihm zu Verfügung stehen-
den Mitteln, sprich mit aller ihm
zur  Verfügung  stehenden  Ge-
walt. 

Als  direkte,  unmittelbare  Kon-
frontation mit einem politischen
Gegner  ist  antifaschistische
Gegenwehr eine widersprüchli-
che Mischung sowohl rechtser-
haltender  als  auch  potentiell
rechtsetzender  Gewalt.  Indem
Antifas mit  militanten  Aktionen
versuchen den Handlungsspiel-
raum von Nazis einzudämmen,
kämpfen sie direkt gegen eine
Gruppe, welche mittels Gewalt
die Demokratie abschaffen will
bzw. im Moment gewalttätigen
Agierens  das  Monopol  des
Staates auf  die Ausübung von
Gewalt in Frage stellt. Gleiches
gilt  allerdings  für  alles  unter
dem  Begriff  der  Militanz  von
der  Gruppe  Ahgro  geforderte.
Augenfällig  wird  dies  am Slo-
gan „Antifa heisst Angriff“. Letz-
terer mag auf die Nazis zielen,
er stellt zugleich aber auch das
Gewaltmonopol des Staates in
Frage.  Mit  dieser  Problematik
muss sich eine radikale Gesell-
schaftskritik beschäftigen. 
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In diesem Sinne wird deutlich,
weshalb  sich  der  Ausspruch
vom  „revolutionären  Antifa-
schismus“ als Phrase entpuppt.
Antifaschistische  Militanz  als
direkte unmittelbare Konfronta-
tion mit einer anderen Gruppe,
verlässt nicht die von Ahgro un-
ter  dem  Stichwort  der  Hierar-
chien angerissene, aber unver-
standen  gebliebene  Grunddy-
namik  gesellschaftlicher  Ver-
hältnisse.  Die Menschen sind,
auch wenn sie sich in Gegner-
schaft  zur  bestehenden  Ord-
nung  setzen  wollen,  weiterhin
in dieser gefangen. 
Der  bürgerlichen  Subjektivie-
rung  lässt  sich  dementspre-
chend nicht einfach per indivi-
duellen  Willensentschluss  ent-
fliehen. Dies verheißt allerdings
das Papier der Ahgro, wenn sie
von  autonomen  Räumen
schreibt.  Für  uns  ist  antifa-
schistische Theorie und Praxis
vor die Forderung gestellt, sich
keine  Illusionen  über  die  sys-
temsprengende  Wirkung  von
subkulturellen  Nischen  hinzu-
geben.  Die  so  genannten  lin-
ken Freiräume haben ihre Be-
rechtigung,  allerdings  höchs-
tens im Sinne einer Infrastruk-
tur. Autonome Räume, in dem
von  Ahgro  behaupteten  bzw.
gewünschten  Sinne,  gibt  es
nicht,  nicht  einmal  in  Nordko-
rea,  schon  gar  nicht  in  Meck-
lenburg-Vorpommern!  Was
„Freiräume“ sind und was nicht,
hängt nicht vom Wollen der Ak-
tivistInnen ab,  sondern wie al-
les  andere  auch  von den Re-
geln des Marktes. Wird der so
genannte  autonome  Raum  in
einer anderen Weise und zwar
als  Beziehungsraum  verstan-
den,  so  weisen  wir  dennoch
den Glauben zurück,  sich ein-
fach  durch  die Annahme  sub-
kultureller  Codes von der  bür-
gerlichen  Subjektkonstitution

emanzipieren  zu  können.  Es
gilt  für  eine Linke in Mecklen-
burg Vorpommern sich der be-
sonderen gesellschaftlichen Si-
tuation bewusst zu sein, in der
die  eigene  Praxis  ausgeführt
werden soll. Dies bedeutet eine
kritische Überprüfung der zivil-
gesellschaftlichen  Strategien.
Oft  genug zeigt  sich,  dass  es
insbesondere in den Kleinstäd-
ten  und  Dörfern,  wenn  über-
haupt, dann nur eine marginale
Zivilgesellschaft gibt. 

Für  die Ahgro besteht  ein Ziel
der Antifapraxis darin, eine lin-
ke Hegemonie zu erlangen, die
zu einem „Verschieben gegen-
wärtiger  sozioökonomischer
Kräfteverhältnisse“ führen  soll.
Wir wollen kein Kräfteverhältnis
verschieben, sondern die radi-
kale  Negation  des  Bestehen-
den. Wir beziehen uns kritisch
auf  die  bestehenden  gesell-
schaftlichen  Zustände.  Dass
heißt,  wir  verstehen  den  ge-
genwärtigen Zustand als einen
unbefriedigenden Zustand  von
fortdauernder  Fremdbestim-
mung.  Diese  Fremdbestim-
mung  betrifft  in  unterschiedli-
chem Ausmaß alle Menschen.
Sie resultiert nicht in erster Li-
nie daraus,  dass  es  hierarchi-
sche  Organisation  von  Macht-
verhältnissen gibt, sondern aus
den  Logiken  des  Waren-
tauschs,  denen die  Menschen
noch  immer  ohnmächtig  ge-
genüberstehen.  Die  offenkun-
digste Manifestation von hierar-
chisch organisierten Verhältnis-
sen stellt sicherlich das Gewalt-
monopol  des Staates dar.  Der
Staat  ist  deshalb  nicht  gleich
das Hauptproblem.  Als Garant
von  Rechtssicherheit  und  Re-
produktionsmöglichkeiten  sei-
ner Bürger ist er vielmehr eine
Notwendigkeit, die zum Waren-
tausch  hinzutritt  und  ihn  auf
Dauer absichert. Der Kapitalis-

mus hat im letzten halben Jahr-
hundert  entscheidende  Wand-
lungen vollzogen. In den westli-
chen Gesellschaften führte dies
zu einer  enormen Entwicklung
von  neuen  Freiheiten.  Einige
dieser  Freiheiten  verkehren
sich  heute  in  neue  Unfreihei-
ten,  andere  werden  einfach
wieder abgeschafft. Die fortbe-
stehende  Fremdbestimmung
liegt  in  der  Unmöglichkeit  be-
gründet, sich in einer entwickel-
ten Gesellschaft nicht-kapitalis-
tisch  zu  verhalten,  dass  heißt
sich  den  paradoxen  Entwick-
lungen  von  Freiheitsgewinnen
und - verlusten zu entziehen. 
Die mal regressiven mal refor-
mistischen Revolten gegen das
Kapitalverhältnis  offenbaren  in
verschiedener  Art  und  Weise,
wie  vermeintliche  Rebellionen
gegen das Bestehende zu ver-
schiedenen Formen der Partizi-
pation führen, die die Fremdbe-
stimmung  durch  Kapital  und
Staat verlängern. 
Die  unerbittlichste  Forderung
mit  diesem zu  brechen  ergibt
sich  aus  der  Besinnung  über
die fetischistische Revolte, wel-
che in Deutschland zum Mas-
senmord  führte.  In  der  Über-
zeugung, dass  es  möglich  ist,
in der Kritik an der Gegenwart
eine ganz andere Gesellschaft
dennoch  in  vagen  Umrissen
fassen zu können, liegt die Mo-
tivation  begründet,  nicht  nur
Zustände zu benennen die uns
stören, sondern dafür zu kämp-
fen,  dass  diese  abgeschafft
werden. Dabei machen wir uns
keine großen Hoffnungen, dass
„die  Bewegung“  oder  irgend-
welche  von  ihr  zu  erkämpfen-
den  Freiräume  etwas  Grund-
sätzliches an den gesellschaft-
lichen Bedingungen ändern. 

Antifaschismus hat  vor  umfas-
sender  Gesellschaftskritik  den
Vorteil  einen  unmittelbaren
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Gegner anzubieten. Die radika-
le  Negation  des  Bestehenden
lässt  sich  nicht  durchs  „dem
System auf’s Maul hauen wol-
len“  realisieren  ebenso  wie
man  den  Staat  nicht  erschie-
ßen  kann.  Das  entschlossene
Engagement  gegenüber  den
Umtrieben  der  Nazis  kann  al-
lerdings  sehr  wohl  mit  Gewalt
ausgetragen werden. Die prak-
tisch  werdende Kritik,  die  das
was ist, als unwahr erweist, in-
dem sie es verändert, ist heute
vor  die  Aufgabe  gestellt,  die
Reflektion  der  Ohnmacht  vor
dem falschen  Ganzen  in  sich

aufzunehmen.  Unterlässt  sie
dies, findet sie sich wie die Ah-
gro  innerhalb  eines  Gesche-
hens  wieder,  das  als  Ganzes
abgeschafft gehört, von der un-
kritischen Kritik jedoch nur wie-
der verlängert wird. Soll es um
„mehr  als  nur  „gegen  Nazis“
gehen, so ist eine Kritik der be-
stehenden  Verhältnisse  ge-
fragt. 
Gerade  dort  wo  die  Barbarei
der  Nazis  die  Ungerechtigkei-
ten des kapitalistischen Alltags
noch  übertrifft,  hat  ein  Antifa-
schismus, der diese Nazis ent-
schlossen  zurückdrängt,  eine

Berechtigung.  Antifaschismus
ist schon der Logik seines Be-
griffs  nach  nicht  revolutionär  -
es sei  denn im Sinne einer in
MV wirklich dringend notwendi-
gen bürgerlichen Revolution  -,
sondern defensiv. Die bürgerli-
che Gesellschaft ist das bislang
höchste Maß an Zivilisation, zu
dem  es  die  Menschheit  ge-
bracht hat. Wer sie nicht vertei-
digt  wird  keine  Gelegenheit
mehr bekommen, sie zu revolu-
tionieren. 
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„Was für Verlierer!“
Neuigkeiten aus der ‘Frontstadt’ von Red_Angel, vom 08.05.2008

auf Indymedia (de.indymedia.org/2008/05/216632.shtml) 

Vom  Verfassungsschutz,  der
Offensive  der  Nationalen  So-
zialisten  Rostock,  einer  Spon-
tandemo anlässlich des 8. Mai,
der erste Mai in Hamburg und
warum ‘national befreite Zonen’
(beinah) irrelevant sind…

Der  neue  Verfassungsschutz-
bericht ist da und alle sind ge-
spannt  auf  das  Ergebnis.  Hat
sich die Arbeit im letzten Jahr
gelohnt?  Würdigt  der  Verfas-
sungsschutz die Aktivitäten der
verschiedenen Antifagruppen in
MV  in  ausreichendem Maße?
Insbesondere Rostocker Antifa-
schisten  verschlangen  gierig
das  ‘offizielle’  Arbeitszeugnis.
Der  Kampf  gegen den  Rosto-
cker  Naziladen  wird  erwähnt,
aber  zu  einer  Sonderausgabe
hat es (noch) nicht gereicht. 50
Autonome  soll  es  seit  letzem
Jahr in MV mehr geben -  im-
merhin ein Anfang, jetzt sind es
schon 150. Sollte der Zuwachs
anhalten  wird  man  in  fast  20
Jahren die Neonazis eingeholt
haben.  Es  besteht  also  allen
Grund zur Hoffnung.

Für  die  heimliche  Hauptstadt
Mecklenburg-Vorpommerns
scheinen  bereits  rosige  Zeiten
angebrochen zu sein. Man er-
reichte  nicht  nur  bundesweit
Aufmerksamkeit, sondern auch
einen signifikanten Zustrom zur
linken Szene. Schwierig dage-
gen  die  Stärke  der  Neonazis
einzuschätzen.  Zwar  herrscht
weitgehend  Einigkeit  darüber,
dass man in der Hansestadt al-
lenfalls  von  vereinzelten  orga-
nisierten  Neonazis  sprechen
kann und  auch  das  Mobilisie-

rungspotential der Neonazis zu
den ECC-Demos ließ stark zu
wünschen übrig. Dennoch gab
und gibt es zahlreiche mahnen-
de  Stimmen.  Denn  weder  ist
der  Neonaziladen  bisher  weg,
noch  ist  Rostock  weit  davon
entfernt eine linke Hochburg zu
sein.

Ausgerechnet  die  Naziszene
sieht  Letzteres  völlig  anders.
So  tauchten  jüngst  Aufkleber
auf,  auf denen die ‘Nationalen
Sozialisten  Rostock’  verkün-
den: “Antifa es ist soweit - Wir
holen  uns  unsere  Stadt
zurück”.  Dies  ist  bemerkens-
wert, schließlich wurde Rostock
immerhin zur Frontstadt erklärt,
eine Stadt also die unter keinen
Umständen fallen  darf.  Glaubt
man den Nazis  ist  dies  offen-
sichtlich  bereits  geschehen.
Die rechten Kämpfer  scheinen
aber  nun  zum alles  entschei-
denden  Kampf  auszurücken.
Erst  kürzlich  marschierte  ein
Dutzend wackerer Volksgenos-
sen  blitzschnell  des  nächtens
durch die Innenstadt. Auch zum
8.  Mai  verklebten  sie  wieder
zahlreiche  Flyer,  waren  aber
sonst  am  ‘Tag  der  Schmach’
nicht gesehen.

Derweil  demonstrierten  annä-
hernd 100 Antifaschisten durch
die  Innenstadt.  Mehr  als  eine
Stunde zog die Demonstration,
von der Polizei weitgehend un-
behelligt,  durch  die  Straßen.
Nur am ‘East - Coast - Corner’
wurde  die  Polizei  etwas  hek-
tisch als der  Pulk die Dobera-
ner  Straße  herrunterstürmte.
Es  blieb  jedoch  alles  friedlich

und somit bestand kein Grund
zur Besorgnis.

Sorgen müssen sich die Nazis
dagegen  insgesamt  machen.
Allein  in  Hamburg  am 1.  Mai
gab  es  mehr  Gegendemons-
tranten als auf allen Nazidemos
bundesweit  zusammen.  Nach-
denklich müsste die Szene ei-
gentlich auch stimmen, dass es
ihnen offensichtlich in Hamburg
nicht gelungen auch nur annä-
hernd  eine  erfolgreiche  De-
monstration  zu  veranstalten.
Allein  bereits  die  Anreise:  Die
die mit  Bahn kamen, mussten
vorher  aussteigen,  weil  Unbe-
kannte Feuer auf dem S-Bahn-
netz gelegt hatten. Die die mit
Autos kamen,  konnten teilwei-
se  nur  den  Totalverlust  ihres
‘Volkswagens’  konstatieren,
während  Busreisende  zur
Rückfahrt ein Bahnticket lösen
mussten. Bei der Demonstrati-
on ging es der Polizei nur noch
darum die angereisten Rechts-
extremisten  in  Richtung  des
nächsten  Bahnhofes  zu  ver-
frachten.  Wäre  die  Abreise
auch von  vor  Ort  möglich ge-
wesen,  die  Nazis  wären  ver-
mutlich  kein  Stück  gelaufen.
Sicher diese taktischen Erfolge
sind  vor  allem auf  eine  völlig
überforderte  Polizei  zurück  zu
führen,  jedoch  stellt  sich auch
grundlegend die Frage wie er-
folgreich  Neonazis  insgesamt
sind.

Auch  nach  jahrzehntelanger
Kaderarbeit will sich der Erfolg
im Westen nicht  so  recht  ein-
stellen.  Erinnert  sich  noch  je-
mand an den Beginn der 90er
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Jahre,  als u.a.  nach den Kra-
wallen in Rostock - Lichtenha-
gen  Befürchtungen  laut  wur-
den, dass das IV. Reich unmit-
telbar bevor steht? Im Westen
zieht die Linkspartei in ein Lan-
desparlament nach dem ande-
ren  ein  und  die  neofaschisti-
sche Parteien stehen beleidigt
im Abseits. Ohne Frage die Er-
folge der NPD in Sachsen und
M-V  dürfen  nicht  übersehen
werden - aber wie relevant sind
sie? Nach jeder Wahl das glei-
che Spiel - Elendstourismus in
die  Gemeinde  mit  den  höchs-
ten  Anteil  an  NPD-Stimmen.
Doch man macht sich weniger
Sorgen um die Ausbreitung fa-
schistische  Gedankengutes.
Der  Grundtenor  der  Berichte:
“Was für  Verlierer!”.  Der  Stim-
menanteil  NPD ist  mittlerweile
zu  einem  recht  guten  Grad-
messer geworden für die Trost-
losigkeit einiger Regionen. Wo
die  NPD  gewählt  wird,  sitzen
die Verlierer, die Abgehängten,

die  Vergessenen.
Ist diese Feststellung eine Ver-
harmlosung?  Vielleicht,  aber
man  muss  zugeben,  dass  die
Neonaziszene schon lange kei-
ne  Dynamik  mehr  erzeugen
kann. Stattdessen äfft man lin-
ken Lifestyle und linke Parolen
hinterher. Wohl das deutlichste
Eingeständnis,  dass  mit  origi-
närer  ‘nationaler  Politik’  nichts
mehr zu reißen ist. Zwar domi-
nieren  Neonazis  immer  noch
große  Teile  in  Mecklenburg  -
Vorpommern,  aber  es  sind
eben genau jene Teile, aus de-
nen  jeder  möglichst  schnell
weg will. Was dort übrig bleibt,
ist  gesamtgesellschaftlich
schlicht  irrelevant.  Inzwischen
hält  sich sogar  die Entrüstung
in Grenzen, wenn es Vorschlä-
ge gibt, ganze Dörfer niederzu-
reißen, weil dort die Instandhal-
tung  der  Infrastruktur  kaum
noch  lohnt.  Denn  mittlerweile
haben  viele  insgeheim begrif-
fen, dass es Zonen gibt in Ost-

deutschland wo eh nichts mehr
zu retten ist. Für die Leute dort
mag dies verheerend sein. Für
Nichtrechte  Jugendliche  be-
steht  dort  auch  zuweilen  Ge-
fahr  für  Leib  und  Leben.
Aber lohnt  sich tatsächlich ein
Kampf  um diese  von  der  Ge-
sellschaft  bereits  mehr  oder
weniger  offen  aufgegebenen
Gebiete?  Natürlich  lohnt  sich
antifaschistischen Engagement
an allen Orten immer und über-
all,  aber  um jeden  Preis? Die
These mag vielleicht provokant
sein, aber in diesen Gebiete ist
solche Arbeit schlicht Perlen für
die Säue.

Die  hippen  Leute  ziehen  eh
über  kurz  oder  lang  in  Stadt,
zum  Beispiel  nach  Rostock.
Und  hier  war  heute  aus  100
Kehlen zu vernehmen: “Hier re-
giert  die Antifa!”  Und im Buch
zur  Geschichte  des  ECC  ist
auch noch längst nicht das letz-
te Wort geschrieben…
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An die Wahlurnen, fertig, los!
Die Kleinstadt Neukalen, ihr Bäcker und die anstehende Wahl

Ein Artikel vom Useless-Blog (useless.blogsport.de)

In diesem Jahr stehen in vielen
Gemeinden  und  Landkreisen
Bürgermeister-  und  Landrats-
wahlen an. Von den drei Kandi-
daten die die NPD in das Ren-
nen schicken wollte, wurde nur
Torsten  Schmidt  zugelassen,
dessen  Wahltermin  am  kom-
menden  Sonntag  in  Neukalen
ansteht. 

Der nette Bäcker von neben-
an 

Torsten Schmidt entspricht dem
Stereotyp  eines  Ossis,  wie
kaum  ein  anderer.  10  Jahre
Schule,  einfache  Berufsausbil-
dung. Nach der Wende arbeite-
te er in seiner Bäckerei, musste
diese jedoch aufgeben und ist
daher  seit  einigen  Jahren  ar-
beitslos.[1] 
Gern berichtet er von der “Ver-
treibung” seiner Eltern aus Po-
len wie kürzlich in einem Inter-
view  auf  der  Homepage  der
NPD.[2] Seine Mitgliedschaft in
der NPD ist eigentlich auch al-
les  was  diesen  Menschen  ir-
gendwie  von  den  anderen  In-
sassen  seines  Ortes  abhebt
und wahrscheinlich der einzige
Grund  warum  sich  überhaupt
jemand in den letzten Wochen
für ihn zu interessieren begann.

Neukalen  -  die  letzte  Stadt
vor der Einöde 

In  Neukalen  leben  etwa  2100
Provinzzombies,  die, wenn sie
von ihrem Kaff erzählen wollen,
genau  zwischen  zwei  Dingen
wählen können. Ihrem tollen Ei-
senbahnmuseum samt vor sich

hinrottenden  Bahnhof  oder
aber ihrer dicken Großraumdis-
kothek,  die  neben einer  “Kari-
bikbar”  sogar  einen  Oldie-Be-
reich zu bieten hat. Also durch-
aus Orte in denen Kultur statt-
findet und die ab und an, sogar
über  Neukalen  hinaus  Leute
aus dem Nachbardorf  Altkalen
anziehen.  Neukalen  lag  1281
übrigens  noch  dort  wo  heute
Altkalen liegt.  Waldemar, “Herr
zu Rostock”, hatte aber aus ir-
gendeinem  Grund,  den  die
Wissenschaft heute noch nicht
herausgefunden  hat,  keinen
Bock auf die Stadt und liess sie
einfach  dahin  verlegen,  wo
Neukalen heute liegt. Wie sich
herausstellte,  hat  das  nichts
genützt,  effektiver  wäre  wohl
gewesen, die “Stadt”  ersatzlos
abzutragen. 
1945 kam die rote Armee in die
Stadt  und  zerschlug  das  örtli-
che  Kriegsdenkmal,  worüber
man  sich  in  Neukalen  heute
noch  ärgert.[3]  Wie  nahezu
überall  erreichte auch hier  die
NPD,  bei  der  Landtagswahl
2006, schreckliche Ergebnisse.
In diesem Fall 8,7 %, was über
dem  Landesdurchschnitt  liegt.
[4 ]

Und nun die Wahl? 

Das  schaurige  Dabei  ist,  das
Neukalen  auch  überhaupt  gar
keine  Perspektive  hat.  Die
Schule wurde vernünftiger Wei-
se geschlossen, die Post eben-
so.  Torsten  Schmidt  meckert
deshalb  über  die  “Cliquenwirt-
schaft”  der  hiesigen  Kommu-
nalpolitiker  sowie  die  daraus

folgende  “Parteiversklavung
und Cliquenknechtschaft”, wel-
che  wiederum  alles  Geld  für
den  “Anti-Rechts-Kampf”  an-
statt  für  Neukalen  ausgeben
würde.[5 ]
Wer sich diesen Blödsinn nicht
anhören möchte hat allerdings
auch keine große Wahl. Außer
Torsten  Schmidt  stehen  ledig-
lich  zwei  Konkurrenten  zur
Wahl.  Zum  einen  wäre  da
Klaus Kohls, der hier schon in
der  DDR  Bürgermeister  war
und  nach  dem  Zusammen-
bruch  eben  dieser,  gehen
musste.  Der  andere  ist  Willi
Voß,  von  der  CDU,  der  die
Lücke füllt, die sein Partei-Kol-
lege Ronald Krüger überhaupt
erst  hinterlassen  hatte.  Auch
Ronald  Krüger  hatte  übrigens
keinen  Bock  auf  Neukalen,
sondern  viel  lieber  Lust  auf
einen Bauernhof in Norwegen.
[6 ]

Fußnoten:
[1] Siehe Nordkurier-Teterow
vom 27.03.2008
[2] “Der stummen Seele eine
Stimme geben” ist der Titel ei-
nes Interviews auf der NPD-
Webseite www.npd-mv.de
[3] Siehe die Homepage der
“Neukalener Krähen”
www.neukalener-kraehen.de
[4] Siehe Landeswahlleiter MV, 
http://www.statistik-mv.de/in-
dex_lwahll.htm 
[5] Siehe “Der stummen Seele
eine Stimme geben” 
[6] Siehe die Homepage des
Landkreises Demmin,
www.landkreis-demmin.de
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 Nachtrag: Neukalen 
Eine Ergänzung vom Useless-Blog (useless.blogsport.de) vom 28. Mai 2008 

Hiermit  soll  der  Ausgang  der
Bürgermeisterwahl  vom 18.05.
in Neukalen nachgereicht wer-
den,  denn  ein  wenig  überra-
schend war es schon. Torsten
Schmidt  scheiterte  unerwartet
deutlich  am  CDU-Kandidaten
Willi  Voß,  dessen  Vorgänger
Ronald Krüger bekanntlich die
Lust auf Neukalen ausging. 

Torsten  Schmidt  erhielt  ledig-

lich ca. 4 % der Stimmen und
das  bei  einer  relativ  hohen
Wahlbeteiligung  von  etwa  50
%. Noch deutlicher drückt sich
sein Scheitern allerdings in der
konkreten Anzahl  der  abgege-
benen Stimmen aus.  Von 880
Wählern haben nur 35 für den
NPDler  gestimmt.[1]  Worin die
Niederlage letztendlich begrün-
det  liegt,  lässt  sich bisher  nur
erahnen. Es fehlt an repräsen-

tativen  Stimmungsbildern  aus
Neukalen. Auch in den Zeitun-
gen  und  einschlägigen  Inter-
netseiten  wurde  lediglich  das
Ergebnis berichtet.

Fußnoten: 
[1] Siehe Website des Amt Mal-
chin,  http://www.wahl.malchin.-
de/0000009aa30d71009.html
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Die Abenteuer des 
“Mister Mecklenburg” 

Vom Kameradschaftsaktivisten zum schönsten Sohn des Landes. Ein Artikel von useless 
(useless.blogsport.de) vom 28. Mai 2008 

Die “Miss Germany-Organizati-
on”  (MGO)  kürte  am 08.  Mai
diesen Jahres “Mister und Miss
Land  Mecklenburg-Vorpom-
mern”. Mister Mecklenburg ali-
as  Tobias  Marschke  erwies
sich dabei als ein echter Sohn
des Landes. 

Eigentlich  war  die  Nachricht
schon alt und spurlos an jegli-
cher Szene vorrübergegangen.
Doch dann tauchte auf der Na-
ziseite  “Altermedia”  (der  lang-
fristig etablierte Nachfolger des
kürzlich  offline  gegangenen
Störtebeker-Netz)  ein  Outing
auf,  das  Tobias  Marschke  als
ehemaliges  Mitglied  der  Stral-
sunder Neonaziszene auswies.
[1] 
Nun ist  selbstverständlich Vor-
sicht geboten, da es sich hier-
bei um Informationen aus Neo-
nazikreisen  handelt.  Zwar  be-
stätigte  sich  der  Wahrheitsge-
halt größtenteils durch Recher-
chen  von  Endstation-Rechts,
welche zum Beispiel eindeutige
Fotos  von  Tobias  Marschke
aus dem Jahr  2003 veröffent-
lichten[2],  dennoch  sollte  sich
gefragt  werden,  aus  welchem
Grund  die  Stralsunder  Szene
ein ehemaliges Mitglied denun-
ziert. 

Zur Vergangenheit  des Tobi-
as Marschke 

Fest steht, das Tobias Marsch-
ke  mindestens  in  den  Jahren
2003  bis  2005  in  der  rechten
Szene aktiv war  und  so  unter

anderem als Mitbegründer des
Neonazi-Schülerzeitungspro-
jekt  “Avanti”  gilt.  Es  existieren
verschiedene Fotos von Kund-
gebungen  in  Rostock  aber
auch  in  anderen  Städten  auf
denen  eindeutig  Tobias
Marschke zu erkennen ist.  Al-
les  weitere  scheint  jedoch  an
den  Haaren  herbeigezogen.
Wird  bedacht,  das  Marschke
heute lediglich 20 Jahre alt ist
und 2003 bestenfalls 16 gewe-
sen sein kann, wirken die Äu-
ßerungen auf  Altermedia,  wel-
che  Marschke  als  “Hardliner”
beschreiben  eher  lächerlich.
Was dort hochtrabent als “Mit-
organisator und Teilnehmer etli-
cher  Verteilaktionen”  bezeich-
net wird, erweckt den Eindruck,
hier  auf  Biegen  und  Brechen
Tobias  Marschke  zum  ausge-
stiegenen  Führungskader
hochstilisieren zu wollen. 

Warum das Outing? 

Der  weitere  Werdegang
Marschkes  gestaltete  sich  je-
doch  wesentlich  positiver,  so
verabschiedete  er  sich  allem
Anschein nach Ende 2005 aus
der aktiven Neonaziszene, wur-
de  Bundeswehrsoldat  auf  Zeit
und begann sich für Popkultur
zu  interessieren,  was  schluß-
endlich dazu führte, das er sich
an  Schönheitswettbewerben
beteiligte. 
Obsich  allerdings  auch  seine
Weltanschauung  änderte,  ist
bisher  unbekannt  bzw.  auch
sehr unwahrscheinlich. Ist sein

Werdegang doch nur  Beispiel-
haft  für  die  Mehrheit  der
Rechtsextremisten, welche frü-
her  oder  später  den  Rückzug
in’s  Privatleben  vollziehen,
ohne  aber  ihr  geschloßen
rechtsextremes  Weltbild  abzu-
legen. 
Schon  allein  die  halbherzige
Distanzierung  seitens  Marsch-
ke, der lediglich von einer “Ju-
gendsünde”  spricht,  lässt  das
fehlende  Problembewußtsein
erkennen.[3] 
Aber gerade weil  sein Werde-
gang  so  repräsentativ  für
rechtsextreme  Biografien  ist,
wirft das Outing die Frage nach
dem Warum auf. Allein mit der
Absicht Marschke, der als Aus-
steiger in’s Privatleben eventu-
ell in Misskredit geraten ist, öf-
fentlich  zu  diskreditieren  und
damit eine disziplinierende Wir-
kung  auf  verbliebene  Szene-
mitglieder  zu  erzielen,  wäre
wahrscheinlich zu kurz (oder zu
weit?) gegriffen. 
Eventuell  ist  der  Grund  aber
wesentlich  banaler  und  allein
der  Fakt,  das  ein  Neonazi
einen  halbwegs  anerkannten
Preis  gewonnen  hat,  schon
ausreichend sich über  die Pri-
vatsphäre  eines  “Kameraden”
hinwegzusetzen. 
Um sich aber nicht in Spekula-
tionen und halbgaren Theorien
zu  verlieren,  soll  hier  mit  der
kritikwürdigen und dennoch ex-
emplarischen  Einschätzung
seitens  Altermedia  geendet
werden: “schließlich ist Marsch-
ke  der  lebende  Beweis  dafür,
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dass der Nationale Widerstand
in  Mecklenburg  Vorpommern
tatsächlich Mitten in der Gesell-
schaft verankert ist”[4]

Fußnoten:
[1]  Siehe  Altermedia:  “Glück-
wunsch  ‘Mister  Mecklenburg’!
(22.05.08)”
[2]  Siehe  Endstation-Rechts
vom 23. Mai 2008, „Nationalist
schönster  Mann

Mecklenburgs?“
[3]  Siehe  Nordkurier  vom
26.05.2008,  ‘”Mister  Mecklen-
burg” früher NPD-Mitläufer’
[4]  Siehe  Altermedia:  “‘Mister
Mecklenburg’  distanziert  sich!
(26.05.08)”

ausgebrannte karre auf dem force attack 2008
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The Yearly Soap - VII 
Über den siebten Naziaufmarsch in Neubrandenburg, der eigentlich 

bereits der achte war. Von useless.blogsport.de (3. Juni 2008)

Auch  in  diesem  Jahr  wollen
Neonazis  in  Neubrandenburg
aufmarschieren. Dieses Mal je-
doch  unter  anderen  Vorzei-
chen. 

2006 betitelte der Colporter das
jährlich  wiederkehrende  Spek-
takel  in Neubrandenburg noch
als “Mission without succes V”
oder  “Teil  V  der  YEARLY
SOAP”. Doch würde es den ge-
gebenen  Rahmenbedingungen
Rechnung tragen  auch in die-
sem  Jahr  lediglich  die  Versi-
onsnummer auf VII zu korrigie-
ren? 
Wie am 06.05. bekannt wurde,
planen die Neonazis ihren dies-
jährigen Wanderzirkus im (ehe-
mals) “Roten Neubrandenburg”
für  Samstag  den  07.06.2008.
Schnell  stellte  sich  heraus,
dass Neubrandenburgs Bürger-
meister Krüger wie gehabt, ein
Verbot  der  Demonstration  er-
wirken wollte.  Am 20. Mai war
es  dann so  weit  und die  Ver-
botsverfügung  nahm so  ziem-
lich alles auf, was die Situation
her gibt. Ein Punkrock-Open Air
im AJZ, Zitate von Udo Pastörs
und die Vorstrafe von Gewalttä-
ter  Stefan  Köster.  Wirklich  in-
teressant sind jedoch die ande-
ren Verbotsgründe, nämlich die
befürchtete Anreise so genann-
ter  “Autonomer  Nationalisten”,
deren Auftreten bereits vor  ei-
nem Monat in Hamburg von ex-
zessiver Gewaltanwendung ge-
gen Zuschauer, Passanten und
Journalisten geprägt war.  Aber
auch  ein  laufendes  Verfahren
gegen den Anmelder wurde als
Grund für  ein Verbot  genannt.
[1] 

Seitdem brodelt  die Gerüchte-
küche,  um wen es  sich dabei
nun  eigentlich  handelt.  Antifa-
schistInnen aus der Region so-
wie das Internetportal “Endsta-
tion-Rechts”  handeln  den  be-
rüchtigten  Neonazi  Michael
Grewe  als  Anmelder  der  De-
monstration,  die unter  dem in-
zwischen nicht mehr ganz neu-
en Motto “Sozial geht nur natio-
nal!  Nationaler  Sozialismus
statt  Globalisierung!”  stehen
soll.[2] 

Michael  Grewe  -  der  unbe-
kannte Randalierer 

Sollte  dies  der  Wahrheit  ent-
sprechen,  wäre  das  nicht  nur
sehr gewagt seitens der NPD,
sondern  auch  ein  eindeutiges
Signal  für  die  zur  Teilnahme
aufgerufene Neonaziszene. 
Der  früher  noch  in  Lüneburg
wohnende  Grewe  ist  bereits
seit  Mitte  der  80er  Jahre  als
Naziskinhead und Herausgeber
des  Neonazifanzines  “Kahl-
schlag”  bekannt.  Zusammen
mit  seinen  Brüdern  Hans  und
Sven Grewe (letzterer bekannt
als  Kader  des  “Hammerskin
Chapter  Nordmark”)  trieb  er
sich in der regionalen Naziskin-
head-Szene herum.  In diesem
Zusammenhang fiel er als Mit-
glied der Kameradschaft “Lüne-
burg/Uelzen  -  Trupp  16  auf.�
1997  durchsuchte  die  Polizei
Grewes Wohnung in Hamburg-
Lohbrügge und stellte dabei ein
Maschinengewehr, einen Kara-
biner  und  mehr  als  1000
Schuss Munition sicher.[3] 
Michael und Hans Grewe eröff-
neten  in  den  90er  Jahren  in

Hamburg  auch  einen  der  ers-
ten Naziläden in Norddeutsch-
land,  den  “Buy  or  Die”.  1998
verlegten sie den Laden nach
Lüneburg  und  übertrugen  ihn
kurz darauf an Christian Stern-
berg, welcher ebenfalls als Mit-
glied der Kameradschaft “Lüne-
burg/Uelzen - Trupp 16  auffiel.�
[4] 
Seit 1999/2000 wohnt er nun in
Mecklenburg-Vorpommern.  Zu-
sammen mit Thomas Wulff zog
er  in  den  Landkreis  Ludwigs-
lust, in den kleinen Ort Teldau-
Amholz um dort in einem alten
Gutshaus einen überregionalen
Treffpunkt  zu  etablieren.  Er
machte  daraufhin  Karriere  in
der NPD-MV ohne jedoch sei-
ne früheren Gewohnheiten auf-
zugeben.  Seit  2004  ist  er  im
Gemeinderat  Teldau  vertreten.
Inzwischen  stieg  er  sogar  in
den  Landesvorstand  auf  und
wurde  zum  Mitarbeiter  der
NPD-Landtagsfraktion  im
Schweriner Schloß. 
Am 30.06.2007 überfielen etwa
100 Rechtsextremisten, welche
sich  gerade  auf  dem Weg zu
einer  NPD-Demonstration  in
Rostock befanden, in Pölchow
etwa  70  Besucher  des  zeit-
gleich  stattfindenden  “Fusion-
Festivals”.[5] 

Immer  wieder  wurde  Michael
Grewe mit dem Überfall in Ver-
bindung  gebracht.  Als  letztes
sogar von der  Polizei, die An-
fang April einen Fahndungsauf-
ruf  veröffentlichte  in  dem  ein
“unbekannter  Randalierer”  we-
gen  Landfriedensbruch  und
Körperverletzung gesucht wird.
Dazu ein gut erkennbares Por-
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traitfoto von Michael Grewe.[6]
und [7] 
Wenn  solch  eine  Person  als
Anmelder  für  die Demonstrati-
on herhalten soll, kann dies nur
als  Signal  an  die  Teilnehmer
verstanden  werden,  dem  Auf-
marsch einen anderen Charak-
ter als in den letzten Jahren zu
geben. 

The Yearly Soap 

Bereits seit  2001  versucht  die
NPD  in  Zusammenarbeit  mit
“freien Kräften” aus der Region
in  Neubrandenburg  aufzumar-
schieren. Waren es 2001 noch
weniger als 100 Teilnehmer, die
sich  mehr  als  2000 Gegende-
monstranten gegenüber sahen,
glichen sich die Zahlen mit der
Zeit immer mehr an.[8] 
Mit Ausnahme des Jahres 2003
konnte  tatsächlich  eine  Konti-
nuität  aufgebaut  werden.  Die
Aufmärsche  selbst  blieben  je-
doch  stets  durch  Polizei  und
AntifaschistInnen  isoliert  und
konnten  mehrere  Male  behin-
dert  und  zeitweise  gestoppt
werden. 
Ebenso kennzeichnend war je-
doch über die Jahre eine über-
regionale  Teilnahme  von
Rechtsextremisten,  besonders
aus  dem  Raum  Berlin-Bran-
denburg. 
Hielten in den Vorjahren Perso-
nen  wie  Enrico  Hamisch  und
David  Petereit  als  Anmelder
her, so wurde sich dieses Mal
für eine Person aus dem mili-
tanten  Spektrum  entschieden,
die laufende Strafverfahren of-
fen hat. 

Neubrandenburgs  Bürgermeis-
ter  Paul  Krüger  hat  die  De-
monstration wieder einmal ver-
boten. Wie alle Verbote in den
Jahren zu vor,  wurde  es aber
auch  vom  Verwaltungsgericht
Greifswald wieder aufgehoben.
[9]  Selbst  wenn die Stadt  den
juristischen  Streit  noch  weiter-
führen sollte, ist nicht mit einem
Verbot  des  Aufmarsches  zu
rechnen. 
Die  Neonazi-Szene  hingegen
frohlockt  bereits  und  hofft  auf
eine  Neuauflage  der  Krawalle
von Hamburg. Militante Neona-
zis  griffen  dort  während  eines
Neonaziaufmarsches  anläss-
lich des 1. Mai, gezielt Journa-
listen  und  Gegendemonstran-
ten  aus  dem  Demonstrations-
zug heraus an. Der dortige Po-
lizeieinsatzleiter Peter Born sah
sich  deshalb  zum  Fazit  ge-
zwungen: “In den rechten Rei-
hen hat  ein enorm hohes Ge-
waltpotential geherrscht”.[10] 
“Neubrandenburg  -  wir  kom-
men  .  Na  Hanburger  -  die
nächste  Party  kann  steigen”
(sic!)  -  solche  und  ähnliche
Kommentare,  wie  dieser  von
der  Neonaziseite  “Altermedia”
füllen die bekannten  rechtsex-
tremen  Websites.  Daher  auch
kein Wunder das gewaltbereite
Neonazigruppen, wie die “Auto-
nomen Nationalisten - Bundes-
weite Aktion (AN-BA)” im Inter-
net  zur  Fahrt  nach  Neubran-
denburg aufrufen. 

Vor  diesem Hintergrund  ist  es
dennoch erstaunlich, dass das
Verwaltungsgericht  das  De-
monstrationsverbot  aufhob,  da

die  Verbotsbegründung  des
Bürgermeisters mit  genau die-
sen Fakten untermauert wurde.
Es  braucht  daher  auch  keine
Hellseher  um einen friedlichen
Verlauf  des  Neonazitreffens  in
Neubrandenburg anzuzweifeln.
[11] 

Fußnoten:
[1]  Siehe  “Endstation-Rechts”
vom 22. Mai 2008, „NPD-Demo
in Neubrandenburg verboten“ 
[2]  Siehe  “Entstation-Rechts”
vom 09.  Mai  2008,  „Die  NPD
demonstriert am 7. Juni in Neu-
brandenburg“ 
[3] Siehe “Michael Grewe - das
unbekannte  Wesen”  von  Re-
cherche-Nord, vom 08.04.2008
[4] Siehe “Szene-Läden” in Der
Rechte  Rand,  Nummer  110,
Jan./Febr. 2008, S. 17/18.
[5] Siehe Pressemitteilung des
LOBBI  e.V.  vom  30.06.2007
“Rechter  Gewaltexzess  vor
NPD-Demo in Rostock”
[6] Siehe Webseite der Polizei-
MV “Polizei sucht unbekannten
Randalierer”
[7]  Siehe  Ostsee-Zeitung  vom
08.04.2008  “Rechte  Gewalt:
Polizei blamiert sich bei  Täter-
suche”
[8] Siehe Colporter, Nr. 2 / Mai
2006, Seite 2, 4-6
[9]  Siehe  Ostsee-Zeitung  vom
30.05.2008 “Gericht lässt NPD
marschieren”
[10]  Siehe  “Wenig  sozial  -  1.
Mai-Aufmärsche” in Der Rechte
Rand,  Nummer  112,  Mai/Juni
2008, S. 3
[11] Siehe “final countdown” auf
der Webseite der Antifa Offen-
sive NB, aonb.blogsport.de
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Autonom im Gleichschritt
Eine Nachbetrachtung zum Naziaufmarsch, den „Autonomen 

Nationalisten“ und dem „Mythos Neubrandenburg“. Ein Artikel von useless (useless.blogsport.de)
vom 25.06.2008

Wie die Jahre zuvor marschier-
te die organisierte Neonazisze-
ne  auch  dieses  Jahr  durch
Neubrandenburg. Die diesjähri-
ge  Demonstration  stand  unter
dem Motto “Sozial geht nur Na-
tional  -  nationaler  Sozialismus
statt  Globalisierung!”  und  war
Teil  der  gleichlauteten  NPD-
Kampagne, welche bereits am
15. März mit einer Spontande-
mo durch Neonazis der  NPD-
MV  und  der  “Mecklenburgi-
schen  Aktionsfront”  (MAF)  in
Neustrelitz gestartet wurde.[1] 

Isolierter Marsch durch Plat-
tenbauten 

Am Startpunkt an der Nordseite
des Bahnhofs bot sich den Be-
obachtern  ein  trostloses  Bild.
Auf einem Gehweg hatten sich
wesentlich  weniger  Neonazis
versammelt als ursprünglich er-
wartet  wurden.  Schnell  wurde
klar,  dass  es  bestenfalls  halb
so viele Demonstrationsteilneh-
mer  wie  im  Vorjahr  werden
würden. Mit beträchtlicher Ver-
spätung  erreichte  dann  noch
eine größere Reisegruppe der
Nazis aus dem Raum Rostock /
Güstrow  den  Bahnhof.  Grund
für  die  Verspätung  war  eine
brennende  Barrikade  auf  den
Gleisen kurz vor Stavenhagen,
welche  den  Zugverkehr  zeit-
weise  empfindlich  störte.  Eine
kleinere Gruppe Neonazis reis-
te aus Stralsund an.  Unter  ih-
nen auch Dirk Arendt, NPD-Ab-
geordneter  in  der  Stralsunder
Bürgerschaft.  Auch die “Natio-
nalen  Sozialisten  Niedersach-
sen” gaben sich mit einer Dele-

gation  samt  Transparent  die
Ehre.  Die  Teilnahme  von
Rechtsextremisten  aus  dem
Raum  Berlin-Brandenburg  fiel
in diesem Jahr hingegen über-
raschend gering aus. 
Mit  ca.  anderthalbstündiger
Verspätung  und  ungefähr  330
Teilnehmern  lief  der  Demons-
trationszug  schliesslich  los,
vorneweg das Who-is-Who der
organisierten  Nazis  aus  MV.
Fast  die  gesamte  Landtags-
fraktion der NPD und auch der
“unbekannte  Randalierer”  Mi-
chael  Grewe[2],  sowie  etliche
andere Kader aus den Reihen
der  “Mecklenburgischen  Akti-
onsfront”  und  des  “Sozialen
und Nationalen  Bündnis  Pom-
mern”, hielten sich im vorderen
Teil der Demonstration auf und
taten sich besonders durch pe-
netrantes  Fotografieren  der
herumstehenden  Passanten
hervor. 
Von  der  übrigen  Bevölkerung
durch jede Menge Polizei kon-
sequent  isoliert  marschierten
sie  relativ  ungestört  auf  ihrer
Route durch das Neubranden-
burger  Vogelviertel.  Vor  der
Agentur für Arbeit, in der Nähe
des  Jugendclub  “Zebra”,  gab
es eine größere Zwischenkund-
gebung,  auf  der  die  beiden
Hauptredner Michael Andrejew-
ski  und Udo Pastörs auftraten.
Danach  ging  es  zurück  zum
Startpunkt  “Prellbock”  am
Bahnhof,  so  das  alles  bereits
gegen  14  Uhr  wieder  vorbei
war. 

“Wir sind hier doch nicht bei
den Bolschewiken” 

Am  Ende  der  Demonstration
formierte sich zudem ein so ge-
nannter  “schwarzer  Block”  der
“Autonomen Nationalisten”. Be-
reits  im Vorfeld und vor  allem
im Zuge  der  Berichterstattung
über die Mai-Demonstration in
Hamburg, bei der es zu schwe-
ren  Ausschreitungen  seitens
der  Vertreter  dieser  jüngsten
Erscheinungsform des Rechts-
extremismus  gekommen  war,
wurde ausgiebig über die ange-
kündigten  Gewalttaten  der
Neonazis  spekuliert.  Von  den
vollmundigen  Ankündigen  ist
schlussendlich jedoch nicht viel
übrig geblieben. 
Etwa  70  dieser  “Autonomen
Nationalisten”  fanden  sich  in
Neubrandenburg  ein.  Hierbei
fielen besonders Neonazis aus
Rostock  auf.  Ein  Teil  dieser
Personengruppe wollte  bereits
am 01.  Mai  2008  in Hamburg
an einer Neonazidemonstration
teilnehmen,  zog  es  aufgrund
des  fehlenden  Schutzes  der
Polizei  jedoch  vor,  nach  Bad
Oldesloe auszuweichen. 
Aber auch hier in Neubranden-
burg  ordnete  man  sich  lieber
wieder  unter.  So  beanstande-
ten  die  Demo-Ordner  das  un-
geordnete  Auftreten  des  “NS
Black  Block”.  Auch  vom Laut-
sprecherwagen wurde klar ge-
stellt, dass man hier doch nicht
bei  den “Hottentotten und Bol-
schewiken” sei. Rebellisch wie
sie sind stellten sich die “Auto-
nomen” daraufhin säuberlich in
Dreierreihen auf und befolgten
alle  weiteren  Anweisungen.
Auch  akustisch  war  nicht  viel
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von ihnen zu vernehmen, wur-
den  sie  doch,  wenn  sie  sich
einmal zu Sprechchören durch-
ringen konnten, vom Lautspre-
cherwagen übertönt. 
So  muss  zumindest  für  die
Neonaziszene in Mecklenburg-
Vorpommern festgehalten wer-
den, dass die Erscheinung der
“Autonomen Nationalisten”, die
auch  hier  seit  einigen  Jahren
wahrnehmbar wird, mehr einen
Modetrend  denn  eine  wirklich
ernstzunehmende Struktur dar-
stellt. Die Abhängigkeit von den
etablierten  Kameradschaftss-
trukturen  der  “Mecklenburgi-
schen  Aktionsfront”  und  des
“Sozialen  und  Nationalen
Bündnis Pommern”, sowie den
Parteistrukturen der NPD ist of-
fensichtlich. 

Rechtsradikale  Kontinuität
seit 2001 

Eine  Bewertung  des
07.06.2008  verlangt  zuerst
einen Überblick über die bishe-
rigen Demonstrationen in Neu-
brandenburg und das Bewußt-
sein,  dass  es  sich hierbei  um
eine Kampagne des Kamerad-
schaftsspektrum  handelt,  mit
dem Ziel  ein  jährliches  Event
zu organisieren, das über  den
Rahmen der üblichen kleineren
Demonstrationen hinausgeht. 
Tabelle Der 07.06. stellte in die-
sem Zusammenhang die achte
Demonstration in Neubranden-
burg  dar.  Blieben  die  ersten
beiden  Demonstrationsversu-
che  mit  weit  weniger  als  200
Teilnehmern  auch  wirklich  nur
Versuche, so gelang es bereits
am 19.10.2002 mit ca. 300 Teil-
nehmern  den  ersten  Marsch
gegen alle Widerstände durch-
zusetzen. 
De  facto  stellen  die  Neubran-
denburg-Demonstrationen  also
bereits seit 2002 ein jährlich wi-
derkehrendes  Erfolgsereignis

für  die  Naziszene  in  MV  dar.
Mit  Ausnahme  des  Jahres
2003, in dem keine Demonstra-
tion statt fand, gelang es in al-
len  Folgejahren,  die  Demons-
tration  durchzusetzen.  Aller-
dings muss ebenfalls festgehal-
ten werden, dass es in den 6
Jahren  seit  2002 nicht  gelang
die  Teilnehmerzahl  signifikant
zu  steigern.  Eine  Ausnahme
stellen  hier  lediglich  die  De-
monstrationen  während  des
ersten Mai dar, zu der traditio-
nell  eine  größere  Teilnehmer-
zahl mobilisierbar ist. 

Der Mythos der “Roten Hoch-
burg” Neubrandenburg 

Entgegen der eigentlichen Linie
muss hier auch ein Wort über
die  ebenfalls  jährlich  wieder-
kehrenden  Gegenaktivitäten
verloren  werden,  um zu  einer
vollständigen  Einschätzung  zu
kommen. Der Mobilisierungser-
folg  antifaschistischer  Initiati-
ven  war  bisher  stets  unter-
schiedlich.  Konnten  mal  1500
oder  sogar  2000  Gegende-
monstranten  mobilisiert  wer-
den, waren es in anderen Jah-
ren  lediglich  500  oder,  wie  in
diesem Jahr,  knappe 400.  Als
Fatal  stellte  sich  hierbei  her-
aus, das es den Nazis gelang,
in der propagandistischen Aus-
einandersetzung,  den  Mythos
einer “Roten Hochburg” und ei-
ner  “Hochburg  des  antideut-
schen  Pöbels”  zu  installieren,
welcher von den beinahe jähr-
lich  wechselnden  Antifaschisti-
schen Initiativen erst belächelt,
aber schlussendlich doch über-
nommen  wurde.  So  sah  man
sich bereits  zwei  Jahre später
tatsächlich  in  der  Pflicht,  eine
vermeintliche “Rote Hochburg” 

verteidigen  zu  müssen.  Das
Neubrandenburg  hingegen nie

eine “Rote Hochburg”, sondern
maximal  ein  weißer  Fleck  auf
der Landkarte der Rechtsextre-
misten  in  MV  war,  wurde  oft
nicht wahrgenommen. So kam
es, dass sich die Nazis in den
Folgejahren  in  der  bequemen
Situation wiederfanden, jährlich
aufs Neue die “Rote Hochburg”
erstürmt  zu  haben,  während
sich  viele  Gegendemonstran-
ten  ebenso  jedes  Jahr  aufs
Neue die Frage stellten, warum
die Neonazis denn schon wie-
der  marschieren  konnten  und
warum  an  die  überraschend
großen  Proteste  des  Jahres
2001 nicht  angeknüpft  werden
konnte.[3] 

Abschließend  kann  konstatiert
werden, dass die alte Leier von
den  abertausenden  Gegende-
monstranten,  welche das “rote
Neubrandenburg”  2001  und
2002 verteidigten,  kein Grund-
stein einer erfolgreichen Mobili-
sierung gegen die  zukünftigen
Naziaufmärsche sein kann. 

Paul B. 

Fußnoten:
[1]  Vgl.  Nordkurier-Neustrelitz
vom 18.03.2008  “Rechtsextre-
me  Gewalttaten  und  Aufmär-
sche beschäftigen Ermittler”
[2]  Siehe  Ostsee-Zeitung  vom
08.04.2008  “Rechte  Gewalt:
Polizei blamiert sich bei  Täter-
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suche”
[3] Vgl.  “An diese Zeiten muss
unbedingt  wieder  angeknüpft
werden,  sonst  kann  auf  kurz

oder  lang  der  Status  “rote
Hochburg” wohl nicht gehalten
werden.”, siehe Indymedia vom
08.06.2008 - link: http://de.indy-

media.org/2008/06/219471.sht
ml 

ausgebranntes klo auf dem force attack 2008
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Peter on Tour
NPD-Multifunktionär Peter Marx tritt im kommenden September zur 

Oberbürgermeisterwahl in Schwerin an. Ein Artikel vom  Useless-Blog 
vom 18.06.2008

Seit  mehr  als  zwei  Wochen
wird  gerätselt,  ob  Peter  Marx
nun  wirklich  zur  Oberbürger-
meisterwahl  in  Schwerin,  im
September diesen Jahres,  an-
tritt. Seit Gestern herrscht end-
lich Klarheit. Hintergründe und
Wissenswertes zur Person des
NPD-Funktionärs  Peter  Jakob
Marx. 

Am  28.  Mai  überraschte  das
Newsportal  “ad-hoc-news.de”
mit der Meldung, dass der All-
round-Funktionär der NPD Pe-
ter  Marx,  bei  der  kommenden
Oberbürgermeisterwahl  in  der
Landeshauptstadt  Schwerin
kandidieren wird.[1] 

Populismus à la carte 

Peter Marx Der bisherige Ober-
bürgermeister  Norbert  Claus-
sen  (CDU)  wurde  am  27.04.
durch  einen  Bürgerentscheid
abgewählt.  Die  dadurch  not-
wendig  gewordene  Neuwahl
soll am 14.09. stattfinden. Aus-
löser des Bürgerentscheids war
der  tragische Fall  um die ver-
hungerte  fünfjährige  Lea-So-
phie,  welcher  im  November
2007  durch  die  Yellow  Press
ging und auch in der Politik für
Aufsehen sorgte. 
Von Anfang an, versuchte sich
die NPD in die öffentlich ausge-
tragene  Debatte  um  die  Ver-
nachlässigung  von  Kleinkin-
dern, die Arbeit der Jugendäm-
ter  und die Verantwortung der
Politik,  einzuschalten.  So  wur-
den  kurz  nach  der  Veröffentli-
chung des Falls,  parlamentari-
sche Initiativen, wie etwa meh-

rere  Lesungen und sogar Ge-
setzesentwürfe durch die NPD-
Fraktion auf die Tagesordnung
des  Landtages  gesetzt.  Mit
theatralischen  Erklärungen
wurde  versucht dieses  Thema
für  sich  auszuschlachten.  So
war sich Stefan Köster nicht zu
blöd,  den  vermeintlichen
“Kampf gegen die NPD” des In-
nenministers von Mecklenburg-
Vorpommern  Lorenz  Caffier
(CDU) in Verbindung mit  dem
Skandal  um das  tote  Kind  zu
bringen.  “Für  den  Hungertod
des  kleinen  Mädchens  trägt
meines Erachtens auch der In-
nenminister  die politische  Ver-
antwortung.” verkündete er am
21.11.2007. 
Am  15.04.2008  brachte  die
Fraktion  der  NPD  sogar  eine
neue  Hochglanzbroschüre  mit
dem  pathetischen  Titel
“Warum?”  zu  diesem  Thema
heraus.  Sie  skizziert  das  Bild
einer angeblich ignoranten Po-
litik, der als “Blockparteien” dif-
famierten demokratischen Par-
teien, gegenüber der “nationa-
len Opposition”  und  ihren Ge-
setzesinitiativen  im  Landtag.
Die Kernaussage der Broschü-
re  ist  die  Behauptung,  die
rechtzeitige  Annahme  eines
Gesetzesvorschlages der NPD
hätte  den  tragisches  Tod  des
Kindes verhindern können. Da-
bei handelt es sich jedoch um
eine schlichte populistische Un-
wahrheit, da es inzwischen all-
gemein anerkannt ist, dass das
Kind nicht wegen fehlender Ge-
setze  sondern  aufgrund
“menschlichen  Versagens”  der
zuständigen Beamten starb.[2] 

Die Kandidatur als Signal 

Einen neuen Abschnitt in dieser
Populismusoffensive,  stellt  die
Nominierung  von  Peter  Marx
zur  Oberbürgermeisterwahl
dar.  Anfangs war es noch un-
klar, ob es sich dabei lediglich
um Gerüchte  handelt.  Nur  die
Empfehlung  des  zuständigen
NPD-Kreisverbandes  “West-
mecklenburg-Schwerin” für Pe-
ter Marx doch bitte zu kandidie-
ren galt als gesichert. Schon al-
lein das gilt als ein Novum, da
die  letzte  Wortmeldung  einer
schweriner  Struktur  der  NPD
mehr als 10 Jahre zurückliegt.
Seit den 90er Jahren war ledig-
lich die Existenz von Einzelmit-
gliedern bekannt. Schwerin galt
daher  stets  als  weißer  Fleck
auf  der  politischen  Landkarte
der rechtsextremen Parteien. 
Die  Tage  vergingen  jedoch
ohne einen konkreten Erkennt-
nisgewinn, das Rätselraten, be-
sonders  in  der  schweriner
Kommunalpolitik,  war  indes
groß. Die Schweriner Volkszei-
tung (SVZ) veröffentliche daher
am  14.  Juni  einen  Artikel,  in
dem sich  vier  der  potentiellen
Konkurrenten  der  bürgerlichen
Parteien  zum  angekündigten
Wahlantritt von Peter Marx po-
sitionieren.  Zumindest  in  der
Hinsicht herrscht bisher bei den
Kandidaten  der  SPD,  Die  Lin-
ke/PDS, CDU und der  lokalen
Wählerinitiative  “Unabhängige
Bürger”  vorbildliche  Eintracht.
Mit der NPD will man nichts zu
tun haben und hoffe auf keine
gemeinsamen Auftritte.[3] 
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Aufgrund  der  ausbleibenden
Bestätigung  durch  die,  in
Schwerin  lebenden  NPD-Mit-
glieder,  kamen Zweifel  an  der
Ernsthaftigkeit  der  Bestrebun-
gen der NPD auf. Das bekann-
te  News-Portal  “Endstation-
Rechts”  spekulierte  noch  am
14.06.,  das  sich  eben  diese
Schweriner  NPDler  gegen Pe-
ter  Marx  entschieden  haben
könnten.[4]  Das  dem nicht  so
ist, stellte sich jedoch gestern,
durch  eine  Verlautbarung  der
NPD  heraus,  die  die  Absicht
von Peter Marx zu kandidieren
offiziell  bestätigt.  Demnach
wäre  er  am  13.06.  auf  einer
Versammlung  der  Schweriner
NPD-Mitglieder als Kandidat le-
gitimiert worden. 
Bei der NPD bereitet man sich
zudem  auf  die  absehbaren
Hürden vor,  die eine Kandida-
tur für ein kommunales Amt mit
sich bringt. Angesichts der Tat-
sache,  das  die  Teilnahme  so-
wohl  von  Stefan  Köster  als
auch Michael  Andrejewski  von
den Wahlausschüssen  an den
Landratswahlen in Ludwigslust
und in Ostvorpommern für un-
gültig erklärt wurde, verkündete
Peter  Marx  gestern  in  einer
Verlautbarung  auf  der  Partei-
Webseite  vorsorglich  gleich
einmal seine Loyalität zu der im
Grundgesetz  festgeschriebe-
nen  Gültigkeit  der  Menschen-
rechte, den Verzicht auf Gewalt
und  die  Anerkennung  rechts-
staatlicher Prinzipien. 

Zur Person des Peter Marx 

Die  Situation  verlangt  zudem,
sich  zu  vergegenwärtigen  um
wen  es  sich  bei  Peter  Marx
überhaupt  handelt.  Der  1956
geborene  Rheinländer  gilt  als
einer von der  Szene systema-
tisch  aufgebaute  NPD-Kader.
Bereits im Alter  von 15 trat  er
den “Jungen Nationaldemokra-

ten  (JN)”  bei  und  kurz  darauf
auch  der  NPD.  Unter  diesem
Aspekt  ist  auch  die  politische
Karriere des “Handlungsreisen-
den in Sachsen  Rechtsradika-
lismus”[5] zu betrachten. Ange-
fangen als Geschäftsführer ver-
schiedener  NPD-Fraktionen  in
Kreistagen und Stadtverordne-
tenversammlungen zog  es  ihn
während der Wende nach Leip-
zig  um  als  Aufbauhelfer  die
NPD-Sachsen  mitzubegrün-
den. Danach wurde er Landes-
vorsitzender der NPD im Saar-
land und fuhr dort für westdeut-
sche Verhältnisse erschrecken-
de  Ergebnisse  ein.  Mehrere
kommunale  Mandate  sowie  4
% bei der Landtagswahl 2004.
Besonders  das  Ergebnis  von
9,6 % während der Kommunal-
wahl  in  der  saarländischen
Stadt  Völklingen/Saarbrücken,
in dessen Statdrat die NPD mit
4  Abgeordneten  einzog,  er-
reichte  damals  eine  größere
Öffentlichkeit. 
Den  Einzug  in  den  saarländi-
schen Landtag nur knapp ver-
passt,  reist  Peter  Marx  seit
dem energisch durch die Bun-
desrepublik  auf  der  Suche
nach  Ämtern  und  Funktionen.
So liess er sich nach der Land-
tagswahl 2004 in Sachsen zum
Fraktionsgeschäftsführer  der
neuen  NPD-Fraktion  machen
und  trat  zudem  am  10.  April
2005  zur  Oberbürgermeister-
wahl  in Leipzig an,  bei  der  er
2,4  %  erreichte.  Auch  war  er
bis 2008 nach Udo Voigt stell-
vertretender  Bundesvorsitzen-
der  der  NPD. Doch als ob all
das  noch  nicht  genug  wäre,
kann er von sich behaupten bis
in den Mai 2008 Landesvorsit-
zender der NPD in Rheinland-
Pfalz gewesen zu sein. 
Doch wie es sich für einen ge-
standenen NPDler  gehört,  hat
auch er bereits eine Eintragung
im Vorstrafenregister. So wurde

er  im November  2001  wegen
Wahltäuschung  im hessischen
Kommunalwahlkampf  1997  zu
160 Tagessätzen verurteilt.[6] 

Daher… 

Es ist daher wichtig, im anste-
henden  Wahlkampf  während
des  kommenden  Sommers  in
Schwerin,  auf  die  sehr  wahr-
scheinlichen  Versuche  der
NPD,  die  öffentlichen  Bühnen
zur Inszenierung und Propagie-
rung  ihres  rechtsextremen
Weltbildes zu nutzen, vorberei-
tet zu sein. In der  Vergangen-
heit wurde dies bereits, mal mit
mehr und mal mit  weniger  Er-
folg,  probiert.  So  wurde  Udo
Pastörs  am  16.11.2007  noch
durch  die  Veranstalter  von  ei-
ner  Demo  des  Radiosenders
“Ostseewelle”  gegen  die  stei-
genden Benzinpreise  vor  dem
Schweriner  Schloß  ausge-
schloßen.[7]  In  der  Industrie-
und Handelskammer  Schwerin
(IHK)  bewies  man  am
16.01.2008  hingegen  deutlich
weniger  problembewußtsein
und lud Udo Pastörs als Vertre-
ter  der  NPD zum Jahresemp-
fang. Eine Gelegenheit  zur öf-
fentlichen  Inszenierung,  die
dieser  natürlich  nicht  verstrei-
chen liess.[8] 

Paul B.

Fußnoten:
[1] Siehe die ddp-Meldung “Pe-
ter  Marx  tritt  an”  auf  “ad-hoc-
news.de” am 28.05.2008 
[2]  Siehe “NPD-Landtagsfrakti-
on  veröffentlicht  Broschüre
zum Tod von  Lea-Sophie”  auf
“Endstation  Rechts”  am
15.04.200824. Januar 2005
[3]  Siehe  “Keinen  Schritt  mit
der  NPD”  in  der  Schweriner
Volkszeitung  (SVZ)  vom
15.06.2008 
[4]  Siehe  “Peter  Marx  (NPD)
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doch  kein  OB-Kandidat?”  auf
“Endstation-Rechts”  am
14.06.2008
[5] Siehe “Flagge zeigen”:  Pe-
ter  Marx  professionalisiert  die
NPD”  auf  “WELT.de”  vom
24.01.2005 

[6]  Siehe  “Kamerad  Marx”  in
der Wochenzeitung “Die ZEIT”
Nr. 15 vom 06.04.2005 
[7] Siehe “NPD-Chef von Demo
gegen Spritpreise ausgeschlos-
sen” in der Ostsee-Zeitung vom
17.11.2007 

[8] Siehe “Schweriner IHK sorgt
mit  Einladung  der  NPD  zum
Jahresempfang  für  Wirbel”  in
der  Ostsee-Zeitung  vom
18.01.2008
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Soziale Gerechtigkeit ist grenzenlos!
Ein Artikel der am 15.07.2008 auf www.links-lang.de veröffentlicht wurde und sich mit der 
Neonazi-Demonstration in Güstrow beschäftigt, welche für den 19.07.2008 durch die NPD 

angemeldet wurde.

Wenn  die  Neonazi-Szene  am
kommenden  Sonnabend  in
Güstrow demonstriert,  gibt  sie
sich  mal  wieder  sozial.  Hinter
ihren  Parolen  steckt  jedoch
nicht mehr als die altbekannte
Mischung  aus  Demagogie,
Ausgrenzung und Gewalt.

Sozial  will  sie sich geben,  die
Neonazi-Szene  Mecklenburg-
Vorpommerns  unter  Führung
der  NPD,  wenn  sie  am  kom-
menden  Sonnabend  durch
Güstrow demonstriert.  Aufmar-
schieren wird sie mit Personal,
das  mit  ausgeprägtem  Hang
zur  Gewalt  seine  Nächstenlie-
be  demonstriert;  mit  Parolen,
die  offen  an  den  historischen
Nationalsozialismus  anknüp-
fen; und mit einer Ideologie, die
auf  Ausgrenzung,  Hass  und
Menschenfeindschaft  fußt.  Da
gäbe  es  so  einiges  zu  ver-
schleiern für die eifrigen Propa-
gandist/innen der Partei.

Gewalt als Programm

Zumindest der eigenen Anhän-
ger/innenschaft  muss  man
nichts vormachen:  Einen  Kon-
flikt  zwischen  einer  radikalen
Szene und einer Parteiführung,
die  sich  um  ein  bürgerliches
Auftreten  bemüht,  gibt  es  in
Mecklenburg-Vorpommern
nicht. Nicht mit jenen Neonazis
etwa, die tagtäglich alternative
Jugendliche und Migrant/innen
bedrohen oder angreifen, kürz-
lich in Güstrow einen Asia-Im-
biss  mit  Hakenkreuzen  be-
schmierten und in Brand setz-
ten oder vor einem Jahr im na-

hen Bützow in einem Mob mas-
siv  Imbiss-Betreiber/innen
nicht-deutscher  Herkunft  atta-
ckierten  und  ein  Geschäft  an-
zuzünden versuchten. Sie dür-
fen sich von dem NPD-Spitzen-
personal  eher  bestärkt  fühlen.
Von Michael Grewe etwa, drin-
gend  Tatverdächtiger  nach  ei-
nem Überfall  dutzender Rech-
ter auf  eine linke Reisegruppe
vor einem Jahr in Pölchow und
laut  Endstation Rechts Anmel-
der der Demo in Güstrow. Von
Stefan  Köster,  der  bei  einem
NPD-Parteitag bei  Itzehoe  auf
eine am Boden liegende Antifa-
schistin eingetreten hatte, oder
von  Udo  Pastörs,  der  seinen
Anhängern  eintrichtert,  "das
kaputt  zu  machen,  was  euch
und  uns  kaputt  machen  will",
oder  rät:  "Schutz  vor  Gewalt
kann  nur  Gewalt  sein."  Beide
waren auch beim Angriff in Pöl-
chow  anwesend.  Gegenüber
der Polizei rechtfertigte Pastörs
den brutalen Angriff seiner An-
hänger  eifrig  als  vermeintliche
Notwehr gegen linke Chaoten.

Soziale Politik als Heuchelei

Auch in den  Parolen gibt sich
die Neonazi-Szene und mit ihr
die NPD wenig Mühe, ihre Ori-
entierung am historischen  Na-
tionalsozialismus  zu  verde-
cken. Unter dem wenig subtilen
Motto  "Nationaler  Sozialismus
statt Globalisierung" wird nach
Güstrow mobilisiert. Der Aufruf
strotzt  vor  Versatzstücken  na-
tionalsozialistischer  Ideologie:
Rassistisch werden Arbeitsplät-
ze  nur  für  Deutsche  gefordert

und Ausländer/innen  zu  Lohn-
drücker/innen  pauschalisiert,
ganz in antisemitischer Manier
ein Gegensatz zwischen Mana-
ger/innen,  Politiker/innen  und
Kapital  auf  der  einen  sowie
dem  "Volk"  auf  der  anderen
Seite  aufgemacht  -  und  wird
den  auserkorenen  Gegner/in-
nen  klar  Gewalt  angekündigt,
indem man sie "abstrafen" wür-
de.  Gegen  das  scheinbar  un-
moralische und individuell  ver-
werfliche  Handeln  einiger  Ein-
zelpersonen wird die autoritäre
Volksgemeinschaft  beschwo-
ren. Auf der Kampagnenhome-
page geht die NPD noch weiter
und  macht  in  Anknüpfung  an
die nationalsozialistische  Dikti-
on von vermeintlich deutschem
schaffenden und jüdischem raf-
fenden  Kapital  einen  Gegen-
satz  zwischen  Arbeiter/innen
und Spekulant/innen auf.

Die  dahintersteckende  rechte
Ideologie  ist  weder  neu  noch
innovativ,  wie die Neonazis es
in  ihren  Kampagnen  gegen
"Globalisierung" und "Kapitalis-
mus"  glauben machen wollen.
Vielmehr  verbirgt  sich  im  Ur-
sprung darin eine falsche Sicht
auf den Kapitalismus, die noch
älter als die Tiraden eines Adolf
Hitlers ist. Rechte und Konser-
vative machten schon im deut-
schen Kaiserreich jüdische Un-
ternehmer und  ihre  vermeintli-
che  unfaßbare  Macht  für  das
soziale Elend der freien Markt-
wirtschaft  verantwortlich.  Im
frühen  20.  Jahrhundert  er-
wuchs daraus das Schreckge-
spenst einer jüdischen Weltver-
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schwörung, die mit ihrer angeb-
lichen  Kontrolle  über  Chefeta-
gen  und  Regierungssitze  die
Nationen und Völker der Welt,
zuvorderst die Deutschen, ver-
nichten wollen würde.

Vernichtung  als  Essenz  na-
tionalsozialistischer  Ideolo-
gie

Dass  hinter  dem Kapitalismus
nicht  das  böse  Handeln  einer
kleinen Clique, sondern das all-
gemeine Streben nach Profit in
einer  warenförmigen  Gesell-
schaft steht, dem sich jedes In-
dividuum  unterordnet,  ist  den
alten  wie  den  neuen Rechten
zu  kompliziert.  Sie  benötigen
klare  Feindbilder,  gegenüber
denen sie sich  auf  eine  über-
höhte  Gemeinschaft  wie  Volk,
Rasse  oder  Nation  zurückzie-
hen können. Der kapitalistische
Alltag mit seinen Widerspiege-
lungen in der Gegenwartskultur
wird bei ihnen zu einem Über-
lebenskampf  der  Völker  der
Erde gegen eine internationale
Verschwörung.  Ungläubig  ge-
genüber  der  Tatsache,  dass
nationale  und  kulturelle  Tradi-
tionen Folgeerscheinungen der
kapitalistischen Modernisierung
sind,  wollen  sie  diese  konkre-
ten  Seiten  des  Kapitalismus
gegen seine abstrakten, Globa-
lisierung und Börse, verteidigen
-  indem sie  das  Nichtfaßbare
personifizieren.  Der  Massen-
mord an den Jüdinnen und Ju-
den Europas war logische wie
folgenreiche  Konsequenz  des
nationalsozialistischen  Wahn-

sinns,  Verantwortliche  für  ein
System  zu  finden,  das  ohne
Verantwortlichkeiten  aus-
kommt.

Soziale  Gerechtigkeit  ist
grenzenlos

Jener  industriell  betriebene
Mord  an  Millionen  Menschen
ist die Essenz nationalsozialis-
tischer Ideologie. Einer Ideolo-
gie, die auf  Gewalt,  auf  Hass,
auf  Ausgrenzung  fußt.  Ihr  so-
ziales  Versprechen  ist  nicht
mehr  als  Heuchelei.  Von  ihm
sind  nicht  nur  jene  ausge-
schlossen,  die  außerhalb  der
nationalen Grenzen leben, de-
nen der Zufall der Geburt nicht
Eltern  deutscher  Staatsange-
hörigkeit  gegeben hat. An ihm
sollen  auch  die  Deutschen
nicht  teilhaben,  die  sich  nicht
der  von  den  Nazis  definierten
Volksgemeinschaft  unterord-
nen:  Politischer  Gegner/innen,
Gewerkschaftler/innen,  Homo-
sexuelle, Jüdinnen und Juden,
Obdachlose,  Behinderte.  Je-
nen, die übrig bleiben und de-
nen  eine  Steuererleichterung
oder eine billige Arbeit angebo-
ten wird, steht zugleich ein Le-
ben  ohne  politische  und  ge-
werkschaftliche  Rechte,  ohne
demokratische  Freiheit,  aber
dafür in kultureller und interna-
tionaler  Isolation,  in  ständiger
Repression und Kriegstreiberei
in Aussicht.  "Unser erstes Au-
genmerk  hat  dem  Gesunden
und Starken zu gelten", tat Udo
Pastörs für die NPD im Schwe-
riner Landtag sein Verständnis

einer  sozialen  Politik  kund.
"Dieses  ist  zuallererst  zu  för-
dern und zu unterstützen."

Wessen Mitgefühl  an  nationa-
len  Grenzen  aufhört,  wer  Un-
terstützung  nach  biologischen
oder  politischen  Kriterien  ver-
weigern will, ist im besten Fall
ein/e Ignorant/in, im schlimms-
ten ein/e  Menschenfeind/in.  In
scharfer  Abgrenzung  davon
kann sich nur jene Politik sozial
nennen,  die  für  jeden  Men-
schen unabhängig von Hautfar-
be,  Herkunft  und  Einstellung
ein  würdiges  Leben  anstrebt.
Grundlegende,  radikale  Kritik
der kapitalistischen Moderne ist
ohne  Verständnis  ihres  viel-
schichtigen  Verblendungszu-
sammenhanges, ihrer ideologi-
schen  Ausformungen  von  Na-
tionalismus,  Rassismus  und
Antisemitismus,  unmöglich.
Und ohne die Gegnerschaft zu
ihren  wahnhaften  Anhängern,
den Neonazis von heute, nicht
zu haben.

Denn sie sind es, die jedem so-
zialen und fortschrittlichen Han-
deln im Wege stehen. Hinter ih-
rer  sozialen  Heuchelei  steckt
nicht nur die Drohung mit  Ge-
walt: Demagogie, Einschüchte-
rung und Übergriff sind und wa-
ren  in  Mecklenburg-Vorpom-
mern und anderswo schon im-
mer  zentraler  Bestandteil
rechtsradikaler Politik. 

Quelle/Autor: www.links-lang.de  
vom 15.07.2008

27



USELESS // Ausgabe 1 // Sommer 2008

»Grevesmühlener Prozeßerklärung«
In Grevesmühlen fanden am 4.03.1997, als Folge der verbotenen Demonstration „Die Täter/innen
sind überall... auf nach Grevesmühlen“ am 31.08.1996 zwei Prozesse statt. Beide endeten mit ei-
nem Freispruch. Diese Erklärung gab eine der Angeklagten vor Gericht ab und wurde ursprünglich

in der  berliner Zeitschrift Interim Nr. 412, Berlin 13. März 1997 abgedruckt.

Was einige  wenige  zu Beginn
der  60er  noch  vorsichtig  und
vage formulierten, ist zur bitte-
ren Gewißheit geworden: 
Der Gestus, es solle alles ver-
geben und vergessen sein, der
demjenigen anstünde, dem Un-
recht  widerfuhr,  wird  von  Par-
teigängern derer praktiziert, die
es  beginnen.  Der  Nationalso-
zialismus lebt nach und wir wis-
sen  heute,  daß  es  gar  nicht
erst  zum  Tode  kam,  daß  die
Bereitschaft  zum  Unsäglichen
fortwest  in den Menschen wie
in  den  Verhältnissen,  die  sie
umklammern.  Noch  die  psy-
chologischen  Mechanismen
der Abwehr peinlicher  und un-
angenehmer Erinnerungen die-
nen  höchst  realitätsgerechten
Zwecken.  Die  Abwehrenden
selbst  plaudern sie aus,  wenn
sie  etwa  praktischen  Sinnes
darauf hinweisen, daß die allzu
konkrete und hartnäckige Erin-
nerung  ans  Geschehene  dem
deutschen Ansehen im Ausland
schaden könne. 
Theodor W. Adorno 

Um  die  beiden  Prozesse,  die
hier  heute  stattfinden,  wieder
ins  Verhältnis  zu  setzen,  zu
dem,  um  was  es  eigentlich
geht,  will  ich  zu  Beginn  kurz
daran  erinnern,  warum wir  zu
einer Demonstration nach Gre-
vesmühlen  kommen  wollten:
Am 18.  Januar  letzten  Jahres
wurde  auf  das  Flüchtlings-
wohnhaus in der Lübecker Ha-
fenstraße  ein  Brandanschlag
verübt.  Zehn  Menschen  star-
ben  in  den  Flammen,  weitere

38 wurden z.T. schwer verletzt.
Einer der Überlebenden ist be-
reits abgeschoben. Für die an-
deren  Überlebenden  des
Brandanschlages ist die weite-
re  Zukunft  ungewiß.  Die  drei
bzw.  vier  Verdächtigen  aus
Grevesmühlen, die noch in der
selben  Nacht  vorläufig  festge-
nommen wurden, konnten trotz
Sengspuren und zweifelhaftem
Alibi  am  nächsten  Tag  nach
Hause gehen. 
Aufgrund der dubiosen Aussa-
ge  eines  -  organisierten  rech-
ten  Kreisen  nahestehenden  -
Sanitäters,  wurde  Safwan  Eid
am  darauffolgenden  Tag  ver-
haftet und der Öffentlichkeit als
Täter präsentiert. Aufgrund die-
ser Präsentation wich die erste
Empörung  der  wenigen,  die
sich  noch  über  brennende
Flüchtlingswohnheime  empö-
ren  können,  der  Verunsiche-
rung.  Die  Mehrzahl  wechselte
schlicht  die  Seiten.  Ein  allge-
meines  Aufatmen  ging  durch
Deutschland.  Erleichterung
darüber,  daß  erneute  Gefahr
für das Ansehen Deutschlands
noch einmal  abgewendet wer-
den konnte. Erleichterung des-
halb,  weil  die  Deutschen  sich
Vorwürfe  wie  in  den  Jahren
91-93,  als  die  Bilder  über  die
Pogrome in  Hoyerswerda  und
Rostock,  die  brennenden
Wohnhäuser türkischer Migran-
tinnen aus Mölln und Solingen
durch die Welt gingen, endgül-
tig  nicht  mehr  gefallen  lassen
wollten. 
Seit  dem  Brandanschlag  von
Solingen, bei  dem 5 türkische

Frauen und Mädchen ermordet
wurden, herrscht Friedhofsstille
in Deutschland. Brandanschlä-
ge, Menschenjagden, Verletzte
und Tote werden in einem brei-
ten  Konsens  von  rechts  bis
links  bagatellisiert,  individuali-
siert oder verleugnet. 

Wir  leben  nicht  in  Frankreich,
wo Hunderttausende nach der
Schändung  eines  jüdischen
Friedhofes  demonstrieren,  wo
Hunderttausende  in  einer
Selbstbezichtigungsanzeige er-
klären, daß sie keine MigrantIn-
nen  denunzieren  werden.  Wir
leben auch nicht in Italien, wo
Tausende - viele Mitglieder der
jüdischen  Gemeinde  -  nach
dem  Freispruch  des  Massen-
mörders Erich Priebke das Ge-
richt  zu  stürmen  versuchten.
Wir leben nicht einmal in einem
der ehemals  als  sog.  "neutra-
len"  Länder,  die  heute  erneut
die Debatte um ihre Unterstüt-
zung  für  Nazideutschland  auf
dem Tisch habe. 
Wir leben in dem Land der Tä-
ter.  In  dem Land,  in  dem die
verleugnete Vergangenheit fort-
wirkt,  weil  die  Abwehr  von
Schuld und Scham neue Res-
sentiments  hervorbringt,  alte
Vorurteile  verstärkt  -  und  in
dem eine neue Generation ihre
ganz  speziellen  "Lehren"  aus
der Geschichte der Vernichtung
in mörderische Taten umsetzt. 

Wir  sind  nach  Grevesmühlen
gefahren, weil Safwan nicht vor
Gericht  gehört.  Nach  einem
halben  Jahr  Untersuchungs-
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haft, sitzt Safwan nun ein wei-
teres  halbes Jahr  vor  Gericht.
Endlos  mühsam  und  quälend
wird der Prozeß Woche für Wo-
che  ereignis-  und  ergebnislos
in die Länge gezogen. 
Es ist ganz gleich, wie der Pro-
zeß gegen Safwan zu Ende ge-
hen  wird.  Seine  wesentlichen
Ziele  hat  er  erreicht:  die  Ver-
kehrung  von  Opfern  und  Tä-
tern,  das  Wegschieben  der
Verantwortung,  Verunsiche-
rung, Zwietracht und Entsolida-
risierung.  Das  Verfahren  ging
lange  genug.  Die  Verzöge-
rungs-  und  Verunsicherungs-
taktik hat gegriffen. In dem Ver-
fahren gegen Safwan wird auf
Zeit und Vergessen gespielt. 
Es ist ganz banal, im Sinne der
Banalität  des  Bösen:  Wer  für
Safwan  ist,  ist  gegen  den
Staat.  Wer  für  Safwan  ist,  ist
gegen die Deutschen. Und die
Interessen des Staates und die
der Deutschen sind identisch. 

Am Beispiel von Grevesmühlen
ging es  uns darum,  daß Fort-
wirken der Vergangenheit in die
Gegenwart  zu  denunzieren.
Weil  uns  das  im letzten  Jahr
verwehrt wurde, möchte ich es
an dieser Stelle nachholen und
den Teil aus einem der nichtge-
haltenen Beiträge zur Demons-
tration verlesen, der über Gre-
vesmühlen,  exemplarisch  ür
Deutschland, alles sagt, was es
zu sagen gibt: 
Unser  Ausgangspunkt  ist
Auschwitz,  ob wir  wollen oder
nicht:  Die  herrschende  deut-
sche Normalität drängt uns die
Kontinuität  jener  Verhaltens-
weisen  und  Verhältnisse  auf,
die  Auschwitz  ermöglicht  ha-
ben. Während in Dänemark die
meisten Juden in einer organi-
sierten Fluchtaktion außer Lan-
des gebracht wurden; während
in Bulgarien die Juden zu Tau-
senden versteckt wurden - gab

es in Deutschland keinen nen-
nenswerten Widerstand gegen
die Vernichtung, im  Gegenteil:
die  große  Mehrheit  der  deut-
schen Bevölkerung wußte, was
mit  den  jüdischen  Nachbarin-
nen  und  Nachbarn  geschah,
sie ließ es geschehen und sie
beteiligte  sich,  wo sie konnte.
Auch in Grevesmühlen. 
Der Antisemitismus ist in dieser
Gegend so alt, wie der Wider-
stand  der  Junker  und  Bauern
gegen  die  Durchsetzung  des
kapitalistischen Prinzips: Durch
die Berufsbeschränkungen wa-
ren die meisten Juden in Han-
delsberufen  tätig  und  wurden
mit dem neuen wirtschaftlichen
Verfahren  identifiziert.  In  Gre-
vesmühlen lebten immer weni-
ge Juden, zu wenige, um eine
eigene Gemeinde zu gründen.
Nur von 1873 bis 1885 bestand
hier  eine Gemeinde, die dann
aufgrund  der  Auswanderung
vieler Juden nach Amerika wie-
der aufgelöst wurde. 
Gab  es  1933  in  Mecklenburg
noch  1000  jüdische  Bürger,
waren es schon 1937 nur noch
500.  1935  berichtet  die  politi-
sche  Polizei,  die  spätere  Ge-
stapo,  daß  der  Druck  auf  die
jüdischen  Bürgerinnen  und
Bürger,  die zum Großteil  Han-
del trieben, durch die Boykotta-
kionen  erfolgreich  zum
Zwangsverkauf vieler jüdischer
Geschäfte geführt hat.  In Gre-
vesmühlen  spielte  dies  kaum
noch  eine  Rolle,  waren  hier
zwar nicht die Nazis, aber die
ebenso  antisemitischen  ande-
ren  reaktionären  Kampfbünde
schon während  der  Weimarer
Republik  für  ein  Klima verant-
wortlich,  in  dem  die  meisten
Juden von Grevesmühlen sich
entschlossen,  nach  Lübeck,
Hamburg  oder  Schwerin  zu
fliehen.  In  der  Pogromnacht
vom 10. November 1938 wur-
de  der  jüdische  Friedhof  zer-

stört.  Die Synagoge, die 1885
wieder  geschlossen  wurde,
konnte  nicht  abgebrannt  wer-
den,  sonst  wäre  die  gesamte
Innenstadt  von  Grevesmühlen
mit  abgebrannt.  Sie  wurde  in
den  fünfziger  Jahren  abgeris-
sen.  Heute  erinnert  lediglich
ein Gedenkstein am jüdischen
Friedhof  daran,  daß  auch  in
Grevesmühlen  einmal  Juden
gelebt  haben. So hat  sich die
Hoffnung  eines  Heimatge-
schichtsschreibers  von  1938
erfüllt,  der  geschrieben  hatte,
daß damit zu rechnen sei, daß
Mecklenburg wieder  wie  1600
"judenfrei" sein würde. 
Max Salomon, der Besitzer des
damals bekannten und belieb-
ten,  weil  billigen  Kaufhauses
von  Grevesmühlen,  wanderte
1937, nach der Enteignung sei-
nes  Ladens  durch  die  Firma
Schulz und  Rumpf,  nach  Hol-
land  aus.  Nach  dem  Überfall
der  Deutschen  auf  Holland
werden  seine  Frau  und  seine
Tochter  -  deren  Namen  wir
nicht  herausbekommen haben
-  nach  Theresienstadt  depor-
tiert  und  ermordet;  Max Salo-
mon  ist  zufällig  auf  einer  Ge-
schäftsreise  in  England  und
lebt  später  in  den  USA,  noch
mit  70  Jahren muß er  dort  in
einem Kaufhaus in der Second
Avenue  arbeiten.  Er  schickt
mehrmals  Geld  nach  Greves-
mühlen und  bittet  darum, daß
der  Friedhof  gepflegt  werden
möge. Das haben die Greves-
mühlener  auch  getan  -  hier
wird die besondere Beziehung
der Deutschen zu toten Juden
deutlich.  Grevesmühlen  war
demnach  schon  1937  "juden-
frei", in ganz Mecklenburg wur-
den die Juden bereits 1939 in
Judenhäusern interniert und im
November 1942 ging der letzte
Transport nach Theresienstadt.
In Schwerin bestiegen die letz-
ten  Jüdinnen  und  Juden  den
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Zug, in dem einige Abteile für
sie reserviert waren. Alles war
öffentlich,  die  Träger  des  gel-
ben  Sterns  waren  unüberseh-
bar - aber, darauf  deutet alles
hin,  solidarisch  war  hier  nie-
mand mehr, nachdem die Res-
te der antifaschistischen Oppo-
sition längst schon im KZ oder
ermordet waren. Also auch hier
alles normal,  nur  passierte es
ein paar Jahre früher als woan-
ders. 

Sich mit dieser Realität ausein-
anderzusetzen,  heißt  anzuer-
kennen,  daß  der  Widerstand
gegen Rassismus  und  Antise-
mitismus in Deutschland immer
eine  Minderheitenposition  war
und ist. Denn es geht hier um
die  deutsche  völkische  Identi-
tät,  den  Kitt  zwischen  Herr-
schenden  und  Beherrschten,
der  in  Deutschland  dicker  als
Wasser  ist  und  eine  blutige
Spur  durch  die  Geschichte
zieht.  Unsere  Demonstration
ist  deswegen angegriffen  wor-
den,  weil  sie  sich  gegen  die
Bevölkerung  von  Grevesmüh-
len  richtet,  gegen  ihr  Herren-
menschentum  und  ihre  Igno-
ranz.  Wir  sollen  Verständnis
haben  für  eine  kollektive  Ver-
haltensweise,  von der  wir  wis-
sen,  daß  sie  in  diesem Land-
strich  schon  hunderten  von
Menschen -  Juden und Jüdin-
nen,  Roma  und  Sinti,  Linken,
Antifaschisten,  Zwangsarbei-
tern - das Leben gekostet hat. 
Deutschland  denken  heißt
Auschwitz  denken  -  diesen
Satz  hat  die  Linke  hier  igno-
riert, weil sie die deutsche Be-
völkerung  für  ihre  Inhalte  ge-
winnen  wollte.  Der  Preis,  den

die Linke dafür zahlte, war die
Anpassung an  den  völkischen
Konsens. Aber eine Linke, die
Rassismus,  Antisemitismus
und Nationalismus  -  zumal  in
ihren völkischen Varianten - als
Voraussetzung ihres Handelns
begreift, als das, wo die Leute
nun  mal  stehen  und  man sie
abholen müsse, hat die Befrei-
ung als Ziel schon aufgegeben.
In Grevesmühlen hat die deut-
sche Ideologie schon lange ge-
siegt.  Hier  finden  wir  in  den
Heimatheften  schöne  Fotos
aus guten Jahren,  den  dreißi-
ger  Jahren.  Vom  Nationalso-
zialismus haben hier, außer ein
paar Linken und Juden, die Be-
wohnerinnen  und  Bewohner
deshalb  nichts  gemerkt,  weil
seine  gesellschaftlichen  Vor-
raussetzungen  längst  bestan-
den, bevor die Nazis die Macht
übernahmen. Schon lange gab
es jene volksgemeinschaftliche
Wärme,  die  sich  für  die,  die
nicht  dazugehörten,  in  Brand-
anschlägen vermittelte - und in
der es auch heute noch für die
einen  kuschelig  warm und  für
die anderen heiß wie auf dem
Ofenblech ist. 

Soweit  der nichtgehaltene Re-
debeitrag,  an  dessen  Ende
eine Gedenkminute für die Op-
fer  des  Faschismus  stehen
sollte. 
Ich möchte euch bitten, aufzu-
stehen, um den Opfern des Fa-
schismus zu gedenken. 
Danke. 

Vor  dreißig  Jahren  schrieben
Alexander und Magarethe Mit-
scherlich,  damals  noch  in  der
Hoffnung,  ein  Stück  Vergan-

genheit zu beschreiben: 
Daß  man  im  Ausland  hyper-
sensibel  für  Anzeichen  einer
Wiederkehr  des  Überwunde-
nen  geblieben  ist,  verstehen
manche Politiker unseres Lan-
des schon wieder als Zeichen
ihrer  Stärke  auszulegen.  Die
Abwehr  der  mit  der  Naziver-
gangenheit  verbundenen
Schuld-  und Schamgefühle ist
weiterhin  Trumpf.  ...  Alle  Vor-
gänge,  in  die  wir  schuldhaft
verflochten  sind,  werden  ver-
leugnet,  in  ihrer  Bedeutung
umgewertet,  der  Verantwor-
tung anderer  zugeschoben, ...
Und je weniger wirklich produk-
tive  Lösungen  gefunden  wer-
den oder gelingen, desto emp-
findlicher reagiert die große Öf-
fentlichkeit  auf  jene  "Böswilli-
gen", die nicht vergessen wol-
len und die unsere so sorgsam
abgewehrte Vergangenheit  als
eine Wirklichkeit, die in der Tat
noch wirkt, erleben. 

Wir sind solche Böswilligen. 

Wir  wissen:  Die  Täter  sind
überall. Nicht nur die Täter von
Lübeck. Auch die von Rostock,
Hoyerswerda,  Mannheim,
Mahlow, Stade ...  und die Zu-
künftigen aus Orten, deren Na-
men  wir  demnächst  auf  der
Landkarte suchen werden, um
dorthin zu fahren. 

Daß wir  in  Grevesmühlen wa-
ren, ist ein Erfolg für uns. 

Für  die  erneute  Gelegenheit,
Deutschland  öffentlich  zu  de-
nunzieren, herzlichen Dank.
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noch ist nicht aller tage abend.
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